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Abkiirzungsverzeichnis

VBS gidg?néssische Departement fur Verteidigung, Bevolkerungsschutz und
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AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

SGK-SR Kommission fur soziale Sicherheit und Gesundheit des Stéanderates

FK-NR Finanzkommission des Nationalrats
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WEA Weiterentwicklung der Armee
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WAK-NR Kommission flr Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats

OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung
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NCS Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken

MiGelL Mittel- und Gegensténdeliste der OKP

WBK-NR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats

NDB Nachrichtendienst des Bundes

(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst fiir Analyse und
Prévention)

WEKO Wettbewerbskommission
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DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
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AVS Assurance-vieillesse et survivants

CSSS-CE gtortnmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

ats

CdF-CN Commission des finances du Conseil national

CPS-CE Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats

OFAS Office fédéral des assurances sociales

EPF Ecole polytechnique fédérale

CSSS-CN Cotmmislsion de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
nationa
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Organisation de coopération et de développement économiques
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Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil des
Etats

Commission des transports et des télécommunications du Conseil des
Etats

Commission de gestion du Conseil national
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Commission des finances du Conseil des Etats

Assurance-invalidité

Département fédéral de l'intérieur

Office fédéral du sport

Office fédéral de la justice

Centrale d'enregistrement et d'analyse pour la sGreté de I'information
Taxe sur la valeur ajoutée

Loi fédérale sur I'assurance-maladie

allocations pour perte de gain

Développement de I'armée

Conférence des directrices et directeurs cantonaux des finances
Commission de I'économie et des redevances du Conseil national
Assurance obligatoire des soins

Département fédéral de I'économie, de la formation et de la recherche
Conférence des gouvernements cantonaux

Financement et aménagement de I'infrastructure ferroviaire
Commission de haute surveillance de la prévoyance professionnelle
Militaire

Ecole de recrues

Jeunesse et Sport

Réforme de la péréquation et de la répartition des taches

Stratégie nationale de protection de la Suisse contre les cyberrisques
Liste des moyens et appareils de AOS

Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil
national

Service de renseignement de la Confédération

(a 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

Commission de la concurrence
Loi fédérale sur le Controle fédéral des finances
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MOTION
DATUM: 19.09.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

MOTION
DATUM: 25.09.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Aussere Sicherheit

Zeitgleich mit Josef Dittli (cvp, UR) reichte auch Stédnderat Eder (fdp, ZG) eine Motion zu
Cyber-Fragen ein. Er fokussierte jedoch nicht auf Armeestrukturen, sondern regte
generell die Schaffung eines Cybersecurity-Kompetenzzentrums auf Stufe Bund an. Im
Laufe der Uberpriifung der NCS solle der Bund Massnahmen in die Wege leiten, um eine
solche Organisationseinheit zu schaffen. Eder schwebte eine Koordinationsstelle vor,
die bundesweit die Vorgange im Bereich der Cybersicherheit Gberwacht und fordert,
die jedoch ferner auch eine Weisungsbefugnis gegentiber den Amtern erhalten solle.
Die Notwendigkeit einer solchen Stelle leitete Eder aus friheren parlamentarischen
Vorstossen sowie dem Geschaftsbericht des Bundesrates Uber das vergangene Jahr ab,
wo klar geworden sei, dass noch zu wenig flr die Cybersicherheit gemacht werde. Wie
sein Ratskollege Dittli regte Eder eine Zusammenarbeit mit Wissenschaft und
Hochschulen sowie der IT-Branche an.

Der Bundesrat teilte die Auffassung, dass der Cyberbereich eine Koordinationsstelle
braucht. Zusammen mit MELANI sei eine solche Stelle jedoch bereits geschaffen
worden. Das Know-how sei vorhanden und die geforderte Weisungsbefugnis sei auch
bereits erteilt worden. Bei grosseren Cybervorfallen wirden
departementslbergreifende Task-Forces eingesetzt, um Krafte zu blndeln. Die
Bedrohung werde zunehmen - dessen war sich auch die Regierung sicher - und die
Anforderungen an die Durchhalteféhigkeit der zustandigen Stellen steige im Ereignisfall.
Ein Koordinationszentrum, wie es in der Motion gefordert wird, sei entsprechend
fachlich und personell weiterzuentwickeln. Genau dies werde in der Weiterentwicklung
der NCS angestrebt, weswegen der Bundesrat die Ablehnung der Motion beantrage.

Anders sah dies der Stédnderat. Die Motion wurde mit 41 zu 4 Stimmen deutlich
angenommen. Der Abstimmung ging jedoch eine langere Debatte voraus, die rasch
verdeutlichte, dass der Bundesrat allein auf weiter Flur stand. Der Motionar selbst
eroffnete die Beratungen mit seiner Erstaunensbekundung: Zwar sage die Regierung,
sie wolle die Kompetenzen zur Cyberabwehr verstarken und koordinieren, aber die
Motion wolle sie nicht zur Annahme empfehlen. Das passe nicht zusammen und das
gehe auch fir andere Mitunterzeichnende (22 an der Zahl) nicht auf. Verdeutlichen
konnte er sein Anliegen mit eben bekannt gewordenen Angriffen auf zwei
Departemente. Die Meinung. dass die Meldestelle MELANI bereits Aufgaben im
Cyberbereich wahrnehme, teilte der Motionar nicht. Deren Arbeit stellte er nicht
infrage, aber in der noch gultigen Cyberstrategie des Bundes komme das Wort
"Cybersecurity-Kompetenzzentrum nicht ein einziges Mal vor." Daraufhin hielt er ein
eigentliches Pladoyer fir die Sache, man musse endlich handeln - die beiden ETH
stiinden bereit. Weitere Redner pflichteten Eder (fdp, ZG) bei. Besonders Vertreter der
SP sprachen sich dabei flr einen Ausbau der Cyberabwehr aus, durchaus auch zu
Lasten von anderen Abwehrprogrammen (Rustung). Erich Ettlin (cvp, OW) fand die
Debatte dann "fast schon langweilig", weil sich alle einig waren. Alle ausser Bundesrat
Maurer, der die Regierung vertrat. Sein langes Votum - im Wesentlichen zeigte er die
bisher angewendeten Vorgange und Massnahmen auf und die Tatsache, dass kaum eine
Bundesratssitzung ohne Cyber-Thema abgehalten werde - schloss er mit dem Appell,
man solle die Regierung und MELANI nicht unterschétzen. Das Plenum wollte jedoch
ganz offensichtlich ein Zeichen setzen und die Arbeiten im Cyberbereich dergestalt
biindeln, dass eine zentrale Stelle die Koordination tbernimmt.

Josef Dittli (fdp, UR) schlug mit seinem Vorschlag, innerhalb der Armee ein
Cyberdefence-Kommando einzurichten, einen eigentlichen Paradigmenwechsel vor.
Bereits seit Jahren war der Bund bestrebt, im Bereich Cyber-Kriminalitat neue Wege zu
gehen und den sich verandernden technologischen Entwicklungen Rechnung zu tragen,
indem beispielsweise die Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken
(NCS) lanciert wurde. Eine eigentliche Cyber-Armee wurde jedoch in diesen Prozessen
noch nicht konzipiert. Mit der fortschreitenden Digitalisierung und den damit
ausgeldsten Datenverschiebungen mussen Sicherheitsaspekte im Cyber-Bereich jedoch
zunehmend angesprochen sowie entsprechende Massnahmen vorgesehen werden.
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Dittli wollte innerhalb des VBS und der Armee eine eigene Truppe zur Cyberabwehr
aufbauen. Er leitete die Notwendigkeit seines Vorschlags aus dem Verfassungsauftrag
an die Armee ab. Ein professionalisiertes Kommando mit 100 bis 150 Cyberspezialisten
soll, flankiert von einer 400-600 AdA-starken Cybertruppe, die sensiblen
Infrastrukturen schitzen. Die Ausbildung dieser Spezialisten soll Uber eine eigens zu
schaffende Cyber-RS erfolgen. Sieben Punkte fihrte der Motionéar an, die eine solche
Cyber-Einheit erflllen kénnen muss: Eigene Systeme jederzeit schitzen; eigenstédndige
Cyberoperationen durchfihren (z. B. Cyberaufklarung, -verteidigung, aber auch
-angriff); den NDB unterstltzen; Unterstitzungsleistungen weiterer Betreiber kritischer
Infrastrukturen; zivile Behdrden in Cyberangelegenheiten unterstitzen. Dafur soll die
Armee einerseits Kooperationen mit dem Forschungsplatz, aber auch dem
Hochschulbereich eingehen und andererseits Vorbereitungen treffen, damit eine
solche militérische Cyber-Einheit konzipiert werden kann. Dittli schlug also eine
eigentliche Cyber-Armeeeinheit vor, daneben war auch eine Motion von Standerat Eder
(fdp, ZG) héangig, der sich im Cyber-Bereich ein Kompetenzzentrum wilinschte. Diese
Motion wurde vom Stadnderat bereits dem Zweitrat Gberwiesen.

Der Bundesrat zeigte sich in seiner Antwort auf den Vorstoss skeptisch. Elemente der
Zielvorgabe wirden gegenwartig mit einem Aktionsplan Cyberdefence angegangen,
dieser erfllle weite Teile der Motion. Bezuglich der Anliegen die Truppe betreffend
(Verfligbarkeit, Starke, Milizprinzip) seien daher die néchsten Schritte in der Umsetzung
des Aktionsplans, wie sie bis 2020 vorgesehen sind, abzuwarten. Hinsichtlich der
Einrichtung eines eigenen Kommandos zeigte sich die Regierung offener, man misse
aber auch hier abwarten, wie sich solche Leitungsstrukturen in ein Gesamtgeflge
integrieren liessen. So sprach sich der Bundesrat noch gegen die Motion aus, hielt sich
aber die Moglichkeit offen, bei einer allfalligen Annahme im Erstrat via das VBS
zuhanden des Zweitrats noch auf den Motionstext Einfluss zu nehmen.

Die Ratsdebatte wurde mit einem Ordnungsantrag Héche (sp, JU) erdffnet, der die
Motion der zustadndigen SiK zur Vorprifung zuweisen wollte. Héche wollte nicht
mehrspurig fahren und nicht neben den Prozessen um den Aktionsplan des
Bundesrates und der zuvor angenommenen Motion Eder (fdp, ZG) zusatzlich auch noch
einen Prozess zur Schaffung einer Cyber-Armee anstossen. Der Motionér entgegnete
jedoch, dass sich die Ziele der Motion Eder nicht mit denjenigen seiner eigenen
Uiberschneiden wiirden, da er sich eben auf den Bereich Armee beschranke. Im Ubrigen
hatte sich ja die Regierung offen gegenlUber der Motion gezeigt und einzig an der
Cyber-RS Anstoss genommen. Der Ordnungsantrag wurde nicht angenommen, damit
konnte der Vorstoss materiell behandelt werden.

Der Motionar verteidigte sein Anliegen mit der Einschatzung, dass nicht klar sei, was der
Bundesrat und das VBS im Cyber-Bereich erreichen wollen. Zwar werde viel
unternommen, auch gerade bezluglich der Rollendefinition der Armee und ihrer
Funktionen in der Cyberabwehr, offen sei jedoch, wie die Starken der Miliz einbezogen
werden kénnen. Der Aktionsplan Cyberdefence sei laut Dittli (fdp, UR) .in Ordnung”,
jedoch sei kaum etwas Uber seinen Inhalt bekannt. Dass ein wesentlicher Teil seiner
Motion bereits in anderen Prozessen umgesetzt wird, begrisste er, aber das wichtige
und titelgebende Anliegen seines Vorstosses, ein Cyber-Kommando in die
Armeestrukturen einzubinden, sei eben noch nicht angedacht. Ebenso fehle in der
Debatte Uber die Moglichkeiten, IT-Spezialisten zu finden und auszubilden, die Pridfung
einer Cyber-RS. Es gebe schliesslich bereits IT-Spezialisten in den Rechenzentren von
Bund und VBS, eine systematische armeenahe Cyber-Ausbildung fehle jedoch komplett.
Er sah denn auch einen Steilpass in der gedusserten Bereitschaft der Regierung, im
Falle einer Annahme seiner Motion noch Anderungsvorschlage zuhanden der SiK-NR zu
machen. Diesen Steilpass musste der Standerat ,also der Sache zuliebe annehmen”.
Ratskollege Ettlin (cvp, OW) blies ins gleiche Horn. Es gebe bereits heute monatlich
tausende Cyberangriffe auf diverse kritische Strukturen und er finde die Argumentation
der Regierung, eine Cyber-RS sei nicht méglich, da sie sich nicht in die bestehenden
Ausbildungsmodelle der Armee einfligen lasse, .speziell”. Die Annahme neuer
Herausforderungen, auch im Bereich (Cyber-)Verteidigung sei wichtig, so der
Obwaldner weiter.

Verteidigungsminister Parmelin argumentierte vergeblich mit den bestehenden
Arbeiten und der Bereitschaft, den Weg der Cyberabwehr weiter gehen zu wollen. Das
Ratsplenum nahm die Motion mit 34 zu 7 Stimmen deutlich an. ?
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MOTION

DATUM: 11.12.2009
HANS HIRTER
MOTION

DATUM: 11.12.2014
MARC BUHLMANN

MOTION
DATUM: 13.06.2016
MARC BUHLMANN

MOTION
DATUM: 13.03.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Der Nationalrat bekraftigte einmal mehr seinen Wunsch nach der Umgestaltung der
Departemente. (Zu den Diskussionen vom vergangenen Jahr siehe hier.) Er Uberwies
gegen den Antrag des Bundesrates, der argumentierte, er habe dies alles schon
Uberpruft und fur nicht sinnvoll gehalten, ein Postulat Burkhalter (fdp, NE) (06.3245) fir
eine grundsatzliche Neuorganisation der Departemente. Diese solle sich sowohl bei der
Zuordnung der Amter als auch bei der Benennung konsequent an den langfristigen
Aufgaben und Prioritdten der Politik orientieren. Konkret nannte Burkhalter
beispielsweise ein Departement flr Sicherheit, das sich mit der 6ffentlichen Sicherheit
und Ordnung, der Justiz und der Landesverteidigung befassen wurde. Eine Motion
Lustenberger (cvp, LU) fir die Schaffung eines Bildungsdepartementes konnte
hingegen noch nicht behandelt werden, da sie Nationalrat Baader (svp, BL) bekdmpfte.
(Siehe dazu auch die Antwort des neuen Bundesrates Burkhalter auf eine Interpellation
Fetz (sp, BS) (09.3793)). °

Foderativer Aufbau
Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Eine Motion Anita Fetz (sp, BS), die eine jahrliche Ausweisung der kantonalen
Verteilung von Bundesgeldern forderte, wurde im Berichtsjahr von beiden Réaten
stillschweigend angenommen. Die Motionarin rannte mit ihrer Forderung offene Turen
ein, da die bis 2007 im Rahmen der offiziellen Publikation ,Offentliche Finanzen der
Schweiz" verdffentlichten Angaben laut Bundesrat ab 2014 wieder in die jahrlich
publizierte Finanzstatistik aufgenommen werden solle. Der Uberblick ber die
Einnahmen der einzelnen Kantone aus Bundesquellen soll so wieder verfligbar sein und
die Transparenz der Finanzstrome erhéht werden. Der Bundesrat kindigte an, auch
Einnahmen der Kantone aus Investitionsbeitragen, Entschadigungen und
Kantonsanteilen an den Bundeseinnahmen detailliert aufnehmen und im Internet
veréffentlichen zu wollen.

Weil in der auch per Internet erhaltlichen Publikation "Finanzstatistik der Schweiz" neu
auch die kantonale Verteilung von Bundesgeldern in Form zweier Tabellen
aufgenommen wird, in denen die Finanzstrome vom Bund zu den Kantonen
aufgeschlusselt dargestellt werden, erachtete der Bundesrat die Motion von Anita Fetz
(sp, BS) als erfuillt. Dem Antrag auf Abschreibung kamen die Réte in der Sommersession
nach.

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Den Beginn der Rekrutenschule auf den Berufslehrabschluss abzustimmen, war ein
Anliegen einer Motion Ettlin (cvp, OW). Dabei ging es dem Motiondr um den Start der
Sommer-RS, der mit der Weiterentwicklung der Armee vorverschoben worden war und
nun ein Problem fur diejenigen Rekruten darstellt, die sich dann noch in der
Berufsbildung befinden. Ettlin kritisierte, dass der Bund zwar mit den Hochschulen eine
Koordination erzielt habe, jedoch die Berufslehre ausgeklammert habe und diese
Gruppe von Rekruten - es seien 80 Prozent - benachteilige.

Der Bundesrat entgegnete in der Stellungnahme, dass es sich lediglich um eine
Vorverschiebung um eine Woche handle und dass die Lehrabschlussprufungen bis
dahin in aller Regel absolviert seien. Deswegen gebe es keinen Konflikt mit der
Ausbildung der betroffenen Rekruten. Dass der Motionéar nicht nur auf die Phasen des
Abschlusses der beruflichen Lehre abzielte, sondern besonders auch auf die Erfullung
der Arbeitsvertrage verwies, wurde vom Bundesrat nicht aufgegriffen.

Im Standerat gab der Vorstoss zu reden, denn plotzlich stand das Thema der
Attraktivitat des Militardienstes im Raum. Man kénne nicht den Zivildienst und die
Armee gleichzeitig unattraktiver machen, argumentierte Ettlin. Er erhielt von
freisinniger Seite Unterstitzung, auch Martin Schmid (fdp, GR) setzte sich fiur das
Anliegen ein. Ebenso fuhrte Peter Féhn (svp, SZ) aus, dass die Zeit nach Abschluss der
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MOTION
DATUM: 18.09.2006
ELIE BURGOS

MOTION
DATUM: 27.12.2007
ELIE BURGOS

Lehre, aber vor Beendigung des Arbeitsvertrages die wertvollste fir den Lehrbetrieb
sei, weil der ehemals Lernende dann als ausgebildeter Arbeitnehmer selbstéandig seinen
Aufgaben nachgehen kénne. Das verfruhte Ausscheiden der Arbeitnehmenden stelle
deshalb einen Verlust fur die Unternehmen dar. Die neue Verteidigungsministerin
Amherd, erstmals in ihrer Funktion als Bundesratin und VBS-Chefin im Standerat
anwesend, bat das Plenum, die Motion nicht anzunehmen. In einem langen Referat
flhrte sie aus, was die Herausforderungen der WEA und des neuen Zweistartmodell
gewesen seien. Dass es Probleme in der angesprochenen Phase der Lehrabschlisse und
der Arbeitsvertrage gebe, sei der Regierung bewusst gewesen und die Bundesratin gab
zu Protokoll, dass man bereit sei, nach Lésungen zu suchen. Eine solche Ldsung sei
beispielsweise bereits in Kraft, denn die Betriebe wirden flr die Lohnfortzahlungen an
die Arbeitnehmenden mittels EO entschadigt. Dennoch blieb ihre Bitte ungehért, der
Rat nahm die Motion mit 26 zu 9 Stimmen und 5 Enthaltungen deutlich an. ®

Ausriistung und Beschaffung

La conseillere aux Etats Anita Fetz (ps, BS) a déposé au mois de juin une motion visant a
abolir la remise de munitions de poche devant étre conservées a domicile, et ce méme
aux militaires actifs, afin d'éviter des tragédies et d’accroitre la sécurité tant publique
que domestique. Dans le contexte tendu relatif a la révision de la loi sur les armes, le
plénum a toutefois décidé - au travers d'une motion d'ordre du député Hansruedi
Stadler (pdc, UR) - de renvoyer la proposition a la commission compétente pour
examen préalable, en habilitant cette derniere & se saisir également de la
problématique de la détention & domicile de I'arme de service. Les députés n’étaient
en effet pas satisfaits de la réponse du Conseil fédéral en rapport avec la motion Fetz.
Le Conseil fédéral s"était en effet prononcé contre la motion en question, estimant que
I'arme a domicile symbolisait le rapport de confiance qui existait entre I'Etat et les
citoyens, sans lequel le systéme politique suisse ne pourrait fonctionner, et que les
militaires étaient en mesure de disposer de |'équipement qui leur était confié de
maniére responsable. ©

La Commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats (CPS-CE) s’est
prononcée, par 9 voix contre 1 et 3 abstentions, contre la motion déposée en 2006 par
la conseillere aux Etats Anita Fetz (ps, BS), qui visait & abolir la remise de munitions de
poche devant étre conservées a domicile, et ce méme aux militaires actifs, afin d"éviter
des tragédies et d’accroitre la sécurité tant publique que domestique. La commission
s’est cependant inspirée de cette motion Fetz pour déposer a son tour une motion
(mo. 07.3277) qui en reprend les grandes lignes, en lui apportant deux nuances
toutefois : 1) si la munition sera bien conservée a I'arsenal, la commission a prévu que le
Conseil fédéral puisse revenir en arriere sur ce point en cas de guerre ou de troubles
graves ; 2) la fin du maintien de la munition & domicile ne s’appliquera pas aux troupes
de premiére intervention, c’est-a-dire aux soldats (1000 a 2000 militaires sur 120 000)
étant susceptibles d'étre appelés en urgence a protéger des aéroports ou d'autres
infrastructures importantes. Cette motion a été approuvée par 11 voix contre 1 au sein
de la commission.

Lors de son examen au Conseil des Etats, la député socialiste Anita Fetz, satisfaite de la
motion de la CPS-CE, a décidé de retirer sa propre motion. Lors du débat, et malgré
une proposition de rejet du député Hans Hofmann (udc, ZH), qui estimait les
propositions de la commission inadéquates, le Conseil des Etats a adopté la motion de
sa commission par 35 voix contre 5. Le Conseil national s’est saisi de cet objet au mois
de septembre. La CPS-CN a proposé, par 14 voix contre 7 et 2 abstentions, d’amender la
motion en question, en précisant que « le Conseil fédéral procédera au moins une fois
par législature a une réévaluation de la situation en matiére de sécurité ». Suite a des
débats animés, une minorité emmenée par Ulrich Schlier (udc, ZH) a proposé de
rejeter cette motion, au titre que les mesures proposées ne résoudraient pas les
questions de sécurité sous-jacentes. Le plénum ne I'a toutefois pas suivie et a
finalement adopté la motion en question par 100 voix contre 72, I'UDC, la moitié du
groupe radical et quelques démocrates-chrétiens se prononcant cependant contre
celle-ci. En décembre, le Conseil des Etats s'est rallié, sur proposition de sa
commission, & la version modifiée. ’
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MOTION
DATUM: 24.09.2019
DIANE PORCELLANA

MOTION
DATUM: 28.02.2017
MARCO ACKERMANN

La CdF-CE avait proposé d'approuver le projet concernant I'arrété de planification
relatif a I’acquisition d"avions de combat, aprés examen des aspects financiers. Les six
milliards devaient étre financés par le DDPS.

Lors du passage au Conseil des Etats, la proposition de la gauche, a savoir renvoyer le
projet au Conseil fédéral, a été rejetée par 30 voix contre 13. La minorité plaidait en
faveur d'un arrété comprenant aussi la défense sol-air. Le PDC et le PLR ont, & nouveau,
voté pour une séparation des projets. S'agissant de I'octroi des mandats en Suisse, le
Conseil des Etats a préféré une compensation intégrale de la valeur contractuelle plutot
qu'une part de 60%. Afin d'augmenter les chances de succés du projet devant le
peuple, les affaires compensatoires seront réparties régionalement, a raison de 65% en
Suisse alémanique, 30% en Suisse romande et 5% en Suisse italienne. 20% des
compensations seront directes, 40% indirectes dans le domaine de la sécurité et 40%
dans onze autres domaines de I'industrie.

Le projet d'acquisition de nouveaux avions de combat a été soutenu par 32 voix contre
6 et 6 abstentions. Il a été refusé par les deux représentants du Canton de Geneéve, ainsi
que Christian Levrat (ps, FR), Géraldine Savary (ps, VD), Anita Fetz (ps, BS) et Paul
Rechsteiner (ps, SG).

La CdF-CN a, elle aussi, recommandé par 17 voix contre 8 d'approuver I'arrété. Selon
elle, contrairement a l'avis du Conseil fédéral et du Conseil des Etats, les entreprises
étrangeres mandatées ne devraient compenser que 80% de la valeur contractuelle par
I'octroi de mandats en Suisse. ®

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Wettbewerb

Mit einer Motion verlangte Erich Ettlin (cvp, OW) eine Aufhebung der
ungerechtfertigten Kosteniiberwalzung auf Kundinnen und Kunden im Zollwesen: Im
Auftrag von und in Zusammenarbeit mit dem Zoll fuhren die Post oder
Kurierunternehmen  (Zollanmelder)  jeweils  Stichproben  (Zollbeschau)  bei
Kleinpaketeinfuhren durch. Diese werden als Revisionsgebuhr den Endkundinnen und
Endkunden in Rechnung gestellt und erhéhen so den Einfuhrwert der Waren. Gemass
dem Obwaldner Standerat flihre dieses «umgekehrte Lotto» dazu, dass gewisse, zuféllig
ausgewahlte Personen CHF 13 berappen mussten. Die Kosten fur die Zollbeschau
durften nach geltendem Gesetz namlich nicht dem Zoll verrechnet werden, weshalb die
Zollanmelder (insbesondere die Post) diese Kosten dann auf die Endkundinnen und
Endkunden Uberwalzten. Zudem kdénne dieser Aufschlag dazu flhren, dass die
Abgabefreigrenze Uberschritten werde und die Empfangerin oder der Empfanger
zusatzlich die Mehrwertsteuer bezahlen miusse, da sich der Warenwert durch die
Uberprifung um diese CHF 13 erhdhe. Der Motionar schlug deshalb vor, dass die
betroffenen Personen einen Pauschalbetrag vom Bund zurlckfordern koénnen.
Nachdem sich der Standerat im Méarz 2016 gegen den Willen des Bundesrates fur die
Motion ausgesprochen hatte, nahm der Nationalrat als Zweitrat in der Herbstsession
2016 eine Anderung daran vor. Diese sah vor, dass nicht der Bund fiir die Kosten
aufkommen soll, sondern die Post dazu gebracht werden soll, dass sie - wie die meisten
anderen Paketdienstleister - die Beschaukosten mit den allgemeinen Transport- und
Verzollungskosten verrechnet. Damit wirden die Kosten auf alle Kundinnen und Kunden
gleichmassig verteilt. Diese Version goutierte auch der Bundesrat, wie Ueli Maurer im
Rat erklarte. Im Februar 2017 Uberwies der Stdnderat die so abgeanderte Motion an den
Bundesrat. ’
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MOTION
DATUM: 17.12.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

MOTION
DATUM: 24.09.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

MOTION
DATUM: 11.08.2009
HANS HIRTER

Gesellschaftsrecht

Selon Erich Ettlin (pdc, OW), les entreprises de la Confédération partiellement
privatisées sont plongées dans un conflit d'objectif par la loi sur le Contréle des
finances (LCF). Il explique que ces entreprises, comme Swisscom, sont tiraillées entre le
droit de la société anonyme, la législation sur les marchés financiers et le Controle
fédéral des finances (CDF). Afin de résoudre ce conflit, il a déposé une motion qui
préconise que ces entreprises partiellement privatisées ne soient plus soumises a la
surveillance du CDF.

Le Conseil fédéral a proposé d'accepter la motion. Bien qu'une motion d'ordre de
Roberto Zanetti (ps, SO) souhaitat transférer I'objet & la CER-CE pour un examen
détaillé, la motion a été adoptée, sans discussion, par le Conseil des Etats. ©

Geld, Wahrung und Kredit
Kapitalmarkt

Erich Ettlin (pdc, SO) a déposé une motion pour recentrer I'activité législative de
I'Autorité fédérale de surveillance des marchés financiers (FINMA). En effet, il estime
que la FINMA empiéte sur les responsabilités du Parlement, ou en d'autres termes,
qu'elle édicte des régles alors que I'activité réglementaire est a la charge du législateur.
La motion souhaite donc que la FINMA se concentre sur son activité de surveillance au
lieu d'envisager des projets de circulaires qui auraient un impact législatif.

Si le Conseil fédéral a affirmé sa volonté de mieux définir les responsabilités qui
incombent au Parlement, au gouvernement et a la FINMA, il propose de rejeter la
motion car d'autres travaux sont déja en cours. Ainsi, sur la problématique de la
répartition des responsabilités, le Conseil fédéral rapporte que la motion Landolt (pbd,
GL) 17.3317 et la motion CER-CN 17.3976 ont déja été adoptées au Conseil national.
Puis, sur la thématique des circulaires de la FINMA, il précise que les postulats Germann
(udc, SH) 17.3620 et Vogler (pdc, OW) 17.3566 ont également été acceptés. Finalement,
le Conseil des Etats a transmis I'objet & sa commission compétente pour un examen
détaille. ™

Banken

Eine zweite Motion, welche die aus Vertretern der SVP und der SP gebildete Mehrheit
der WAK-NR eingereicht hatte, verlangte eine Uberpriifung des schweizerischen
Bankensystems mit der Absicht, systemgefahrdende Krisen in Zukunft zu vermeiden.
Konkret solle der Bundesrat die Moglichkeit der Vermeidung von Systemrisiken durch
die Aufteilung von Grossbanken (sei es anhand von geschéftlichen oder geografischen
Kriterien) Uberprifen. Zudem solle er daflir sorgen, dass der Staat nach massiven
Rettungsaktionen bei den beglnstigten Banken wahrend der Dauer seines Engagements
massgeblichen Einfluss auf die Geschafts- und dabei insbesondere auf die Salarpolitik
erhalt. Dieser Vorstoss wurde im Nationalrat von der SP, der GP und einer Mehrheit der
SVP unterstitzt und mit 104 zu 81 Stimmen Uberwiesen. Die Forderungen sowohl nach
einer Aufspaltung der Grossbanken als auch nach Eingriffen in das Salarsystem der
Banken stiessen jedoch im Stadnderat auf Widerstand. Auf Antrag Brandli (svp, GR)
beschloss er, die Motion zur nochmaligen Uberpriifung dieser Passagen an die
Kommission zurlickzuweisen. Gleiches beschloss der Stdnderat mit einer Motion Fetz
(sp, BS), die Maximalldhne fur Privatfirmen forderte, welche der Staat vor dem Konkurs
gerettet hat. Die WAK des Standerats prasentierte in der Sondersession im August ihren
neuen Vorschlag. Demnach sollen aus den Motionen die Forderung nach einer
Bankentrennung gestrichen und die Lohnvorschriften fir die Manager der vom Staat
geretteten Banken nur sehr unverbindlich und vage formuliert werden. Diese Fassung
setzte sich im Plenum gegen den Widerstand der Abgeordneten der SVP und der Linken
durch.
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MOTION
DATUM: 04.12.2019
KAREL ZIEHLI

MOTION
DATUM: 24.09.2008
MARIANNE BENTELI

MOTION
DATUM: 06.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Landwirtschaft
Tierische Produktion

La motion Aebi (udc, BE) demandant & édicter des directives pour les ovins qui soient
similaires a celles déja existantes pour les bovins et les équidés, a été rejetée a une
nette majorité par le Conseil des Etats (30 voix contre 5 et 2 abstentions). La raison
principale est que I'objet de la présente motion a d'ores et déja été mis en application
par le Conseil fédéral, et entrera en vigueur a partir du ler janvier 2020, comme
expliqué par le rapporteur de la commission en charge du dossier, Erich Ettlin (pdc,
OW). Le Conseil fédéral, quant a lui, avait, dans un premier temps, proposé a la
chambre du peuple d'accepter la motion, avant cependant que les demandes
formulées dans I'intervention soient appliquées par cette révision de I'ordonnance sur
les épizooties. Pour Alain Berset, son acceptation ou non ne joue donc pas vraiment de
role. Il précise, toutefois, que les éleveurs de moutons et de chévres devront désormais
marquer de deux anneaux auriculaires leur bétail afin de garantir leur tracabilité. Ceux-
ci seront indemnisés CHF 4.50 pour chaque naissance afin de supporter les colts
engendrés. "

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Der Standerat behandelte zwei im Vorjahr vom Nationalrat Gberwiesene Motionen zur
Senkung des Gewinnsteuersatzes fiir Unternehmen. Die Motion der FDP-Fraktion war
recht offen formuliert, und schrieb insbesondere den Umfang und den zeitlichen
Horizont der Senkung nicht vor, schlug aber eine Flexibilisierung bei der Besteuerung
unterschiedlicher Ertragsarten vor. Diese Motion, die in erster Linie die
Standortattraktivitdt der Schweizer Wirtschaft fur auslandische Unternehmen férdern
will, nahm die kleine Kammer gegen einen Ablehnungsantrag Fetz (sp, BS) mit 32 zu 10
Stimmen an, allerdings in einer abgednderten Form, welche die Flexibilisierung
ausschloss, da dieses so genannte Box-Modell, welches heute von den Niederlanden
praktiziert wird, auch in der EU nicht unbestritten ist. Gegen den Widerstand der SP,
die fand, gerade die Flexibilisierung hétte eine innovative Entwicklung ermdglicht,
stimmte der Nationalrat der definitiven Uberweisung in der modifizierten Form mit 95
zu 61 Stimmen zu. Die Motion der SVP-Fraktion (Mo. 07.3269), die genaue Vorgaben zur
Senkung (von heute 8,5% auf neu 5,0%) vorsah, was allein beim Bund zu j&hrlichen
Steuerausféllen von 3,8 Mia Fr. fihren wirde und auch betrachtliche Auswirkungen auf
die Kantone hatte, lehnte der Standerat mit 33 zu 7 Stimmen ab. *

In der Fruhjahrssession 2019 diskutierte der Standerat als Zweitrat die Motion Grin (svp,
VD) «Erh6hung der Pauschalabziige bei der direkten Bundessteuer zum Ausgleich der
Explosion der Krankenkassenpramien>» sowie eine weitere Motion Lehmann (cvp, BS;
Mo. 15.4027) zum Abzug der Krankenkassenpramien von den Steuern. Die Mehrheit der
WAK-SR hatte zuvor Annahme der Motion Grin beantragt, da die Krankenkassenprémien
als «Teil der unvermeidlichen Lebenshaltungskosten» stark angewachsen, die
entsprechenden Abzlige aber bisher nicht angepasst worden seien. Eine Minderheit
Zanetti (sp, SO) beantragte die Ablehnung der Motion, da sie zu grossen Steuerausféllen
fihren wirde; Letztere bezifferten Zanetti und Kommissionssprecher Baumann (cvp,
UR) auf CHF 465 Mio. Zudem wirden Personen mit hdéheren Einkommen
Uberproportional von den Abzlgen profitieren, was — wie Zanetti in der Plenardebatte
erlauterte - dem Prinzip der Besteuerung nach wirtschaftlicher Leistungsfahigkeit
zuwider laufe. Dies I6ste eine hitzige Debatte im Rat aus. Erich Ettlin (cvp, OW) zum
Beispiel konterte, dass eine Besteuerung nach wirtschaftlicher Leistungsfahigkeit aus
Fairnesgrinden eben nicht nur eine progressive Besteuerung der Einkommen, sondern
auch progressive Abzlge beinhalten musse. Anita Fetz (sp, BS) betonte jedoch, dass das
Grundproblem bei den Krankenkassenpramien die Finanzierung durch Kopfsteuern sei
- dass man dort eben eine Flat Rate Tax und keine Progression habe. Dadurch sei vor
allem der Mittelstand benachteiligt, der keine Préamienverbilligungen erhalte.
Finanzminister Maurer verwies indes auf die Ineffizienz der in der Motion
vorgeschlagenen Massnahme: Personen mit hohen Einkommen wirden dadurch nur
minimal entlastet, hingegen kosteten die Abzlige den Staat fast eine halbe Million
Franken. Dennoch sprach sich der Rat mit 30 zu 13 Stimmen fur die Motion Grin aus
und lehnte die Motion Lehmann, wie auch von der Kommission beantragt, ab (vgl.
hier). ™

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



MOTION
DATUM: 17.12.2015
ANJA HEIDELBERGER

MOTION
DATUM: 28.02.2017
ANJA HEIDELBERGER

Indirekte Steuern

Ende 2015 reichte Erich Ettlin (cvp, OW) eine Motion zur ,ungerechtfertigten
Kosteniiberwalzung auf den Kunden im Zollwesen" ein. Der Motionédr beanstandete,
dass die Post die Revisionskosten, die durch zufallsmassige Uberprifungen am
Schweizer Zoll entstehen, auf den jeweiligen Endverbraucher abwélze und die
betroffenen Endverbraucher somit trotz korrektem Verhalten eine GebUhr von CHF 13
bezahlen mussten. Entsprechend solle das Zollgesetz so gedndert werden, dass
diejenigen Personen, denen durch die Beschau von Waren mit vereinfachter
Zollanmeldung (105a ZV) - die also unter anderem einen Mehrwertsteuerwert von CHF
1000 und ein Gesamtgewicht von 1000 kg nicht Gberschreiten - Mehrkosten entstehen,
fur ihre Auslagen vom Bund einen Pauschalbetrag zurlckfordern koénnen. Diese
Forderung unterstitzte gemaéass seinem Blog-Beitrag vom November 2016 auch
Preisiberwacher Stefan Meierhans.

In seiner Stellungnahme wies der Bundesrat darauf hin, dass durch das Prinzip der
Selbstanmeldung im Zollrecht der Zollanmelder, also der Spediteur oder
Paketdienstleister, bei der Uberpriifung der Pakete am Zoll mitwirken misse. Diese
Beschau ist fur den Zollanmelder zwar kostenlos, aber dennoch mit Aufwand
verbunden. Diesen Aufwand verrechnen die Zollanmelder unterschiedlich: Wahrend die
Schweizerische Post von den betroffenen Auftraggebern (also den Absendern oder
Warenempfangern) fur die Beschau CHF 13 verlangt, integrieren viele
Kurierunternehmen die Beschaukosten in ihre allgemeinen Transport- und
Verzollungskosten und verteilen sie somit auf alle Kunden. Eine Verglitung dieser Kosten
durch den Bund wurde zu einer Ungleichbehandlung von Kleinsendungen gegenuber
anderen Sendungen fuhren und den ,Grundprinzipien einer behérdlichen Kontrolle im
Allgemeinen und auch der Systematik der Zollveranlagung im Besonderen"
widersprechen - so die Argumentation des Bundesrates. Entsprechend empfahl dieser
die Motion zur Ablehnung.

Trotz dieser Einwande sprach sich der Standerat als Erstrat in der Frihjahrssession
2016 mit 20 zu 14 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) fir die Annahme der Motion aus. In der
Folge beantragte die WAK-NR ihrem Rat jedoch, die Motion dahingehend zu éndern,
dass nicht der Bund fur die entstehenden Kosten aufkommen, sondern alle
Zollanmelder die Beschaukosten in die Ubrigen Speditionskosten integrieren sollen. Auf
diese Weise kénne auch verhindert werden, dass nicht nur die Post, sondern alle
Zollanmelder die entsprechenden Betrdge vom Bund zurlckforderten. In der
Herbstsession 2016 sprachen sich sowohl Bundesrat Maurer als auch das
Nationalratsplenum fiir diese Anderung aus. Somit lag der Ball wieder beim
erstberatenden Stadnderat, der den Vorschlag der WAK-NR in der Frihjahrssession 2017
behandelte. Martin Schmid (fdp, GR) erklarte sich im Namen der Kommission mit der
Anderung einverstanden, vermutete jedoch, dass der Preisiiberwacher die durch diese
Losung entstehende generelle Preiserhdhung der Post um etwa 45 Rappen pro Sendung
nicht akzeptieren wirde. Die WAK-SR ging hingegen davon aus, dass der
Preisiberwacher mit dieser Lésung einverstanden sein werde, und Olivier Francais (fdp,
VD) wies darauf hin, dass der Preisiberwacher lediglich fir die Umsetzung des vom
Parlament verabschiedeten Gesetzes zustandig sei und folglich keinen Einfluss auf den
Gesetzgebungsprozess habe. Der Standerat nahm den Vorschlag der WAK-NR und mit
ihm die geéanderte Motion stillschweigend an. In der Folge liegt es nun am Bundesrat,
eine Losung auszuarbeiten, welche gemass Bundesrat Maurer die Behorden, die Post
sowie den Zoll in Zukunft vor Dutzenden von Blirgerbriefen verschonen wird.

Finanz- und Ausgabenordnung

In der Frihjahrssession 2017 behandelte der Standerat die Motion der FK-NR gegen
eine ,Aufweichung der bewahrten Schuldenbremse™. Dabei stellte Konrad Graber
(cvp, LU) einen Ordnungsantrag auf Sistierung der Behandlung der Motion bis nach der
Beratung des Berichts ,Zukunftsperspektiven fur die Schweiz”. In dem Bericht wurden
dieselben Fragen behandelt, welche im Rahmen dieser Motion relevant seien. Die WAK-
SR werde den Bericht in Kirze beraten und, da diese Fragen .eine breitere Diskussion”
erforderten, werde er beantragen, den Bericht im Plenum zu diskutieren. Bei Annahme
seines Ordnungsantrags musste man folglich diese Diskussion nicht zweimal flhren,
erklarte Graber. Im Namen der FK-SR unterstltzte Anita Fetz (sp, BS) den Antrag auf
Sistierung. Philipp Mdller (fdp, AG) hingegen erklérte, dass der Grundsatz der
Schuldenbremse nicht angetastet werden solle und der Bericht daher Gberflissig sei. Er
lehne den Ordnungsantrag in der Annahme ab, dass die Motion angenommen werde.
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MOTION
DATUM: 19.09.2017
ANJA HEIDELBERGER

MOTION
DATUM: 21.03.2003
MAGDALENA BERNATH

MOTION
DATUM: 19.09.2017
ANJA HEIDELBERGER

Soweit kam es jedoch nicht: Mit 34 zu 9 Stimmen (bei einer Enthaltung) sprach sich der
Standerat fur die Sistierung der Motion aus. ™

Anders als zuvor im Nationalrat stiess die Motion zur Anderung von Artikel 18 Absatz 2
des Finanzhaushaltgesetzes im Standerat auf Ablehnung. Kommissionssprecherin Fetz
(sp, BS) erklarte die einstimmig ablehnende Haltung der FK-SR damit, dass der
Budgetierungsprozess bereits jetzt sehr komplex sei und durch ein entsprechendes
Gesetz ,zu einem Automatismus in einem vorgegebenen Korsett” werden wirde.
Nachdem auch Bundesrat Maurer nochmals auf die daraus folgenden Einschréankungen
des Handlungsspielraums hingewiesen hatte, lehnte der Standerat die Motion
stillschweigend ab. "

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Gegen den Antrag des Bundesrates Uberwies der Nationalrat im Frihling eine Motion
Walker (cvp, SG), welche die Regierung beauftragt, den Voranschlag 2004 und den
Finanzplan 2005-2007 so zu gestalten, dass das Wachstum der Gesamtausgaben
gegenliber dem Voranschlag 2003 auf die durchschnittlich erwartete Teuerung
beschrankt bleibt; der Stdnderat hatte im Vorjahr bereits einer gleich lautenden Motion
Merz (fdp, AR) (Mo. 02.3573) zugestimmt. Finanzminister Villiger erklarte in seiner
Antwort auf eine diesbezlgliche dringliche einfache Anfrage von Anita Fetz (sp, BS)
(Anfrage 03.1014), es ware eine jahrliche Kirzung der geplanten Ausgaben um 7 Mia Fr.
notig, um die Vorgaben des Vorstosses zu erflllen. Die damit verbundenen Eingriffe in
die staatliche Aufgabenerfillung wéaren weder sachlich vertretbar noch politisch
umsetzbar. Um den Bundeshaushalt langfristig zu sanieren, plane der Bundesrat vorerst
ein Entlastungsprogramm von 2 Mia. Fr. Da die WAK-NR nicht bereit war, die
Inkraftsetzung der Ehepaar- und Familienbesteuerung zeitlich zu verschieben, seien
zusétzliche Einsparungen von 1,5 Mia. bei den Ausgaben nétig. Der Bundesrat halte sich
jedoch die Moglichkeit offen, allenfalls auch einnahmenseitige Massnahmen
vorzuschlagen, so die Einfuhrung einer Bundeserbschafts- und -schenkungssteuer, die
Erhdhung der Mehrwertsteuer und die Schliessung von Steuerliicken in verschiedenen
Bereichen. Die Diskussion der gleich lautenden Motion der FDP-Fraktion (Mo. 02.3442)
wurde verschoben.

Finanzausgleich

Die FK-SR sprach sich gegen die Motion Feller (fdp, VD) aus und folgte grosstenteils der
Argumentation des Bundesrates bezlglich der Ausweitung der Einflussmoglichkeiten
des Parlaments auf den Bericht iiber den Vollzug und die Wirksamkeit des
Finanzausgleichs. So wiirde die Umsetzung der Motion geméss Kommissionssprecherin
Fetz (sp, BS) die bewahrte Funktionsweise der politischen Institutionen und
insbesondere die Beteiligung der Kantone in Frage stellen. Zudem sei der Weg zu
Gesetzesanderungen Uber die parlamentarische Initiative gegenlber demjenigen Uber
Motionen zu bevorzugen, da Erstere den Einbezug aller Beteiligten erlaube und
entsprechend das traditionelle Zusammenspiel der Institutionen respektiere. Dies sei
insbesondere relevant, als es auch auf Seiten der KdK Bestrebungen zur Anderung der
Modalitaten zur Festlegung der Ausgleichsinstrumente gebe. Die Rolle der Kantone
strich auch Peter Hegglin (cvp, ZG) hervor. Er empfahl dem Standerat jedoch, dem
zustimmenden Entschluss des Nationalrats zu folgen, da der Bundesversammlung in
diesem wichtigen Themenbereich mehr Anderungsméglichkeiten zustehen sollten als
bisher. Bundesrat Maurer wies darauf hin, dass der Bund gemeinsam mit den Kantonen
dabei sei, Lésungen zu finden. In diesem Prozess ginge es vor allem darum, dass die
Kantone untereinander Kompromisse und ein Gleichgewicht erarbeiteten, wobei es
nicht hilfreich sei, ,wenn das Parlament in jedem Fall schon frih ein Mitspracherecht
[habel”, da durch die Parlamentskammern nochmals neue Interessen eingebracht
wirden. Dieser Ansicht folgte der Standerat, lehnte die Motion mit 34 zu 6 Stimmen ab
und versenkte sie damit. "
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Kernenergie

Le parlement s’est prononcé en faveur d’une motion Fetz (ps, BS) demandant au
Conseil fédéral de soumettre les centrales nucléaires suisses aux tests de résistance
(«stress tests») réalisés au sein de I'Union européenne. 2°

Verkehr und Kommunikation
Strassenverkehr

Eine im Dezember 2015 von Stdnderat Erich Ettlin (cvp, OW) eingereichte Motion
richtete sich gegen eine libermassige administrative Belastung Dbei
Geschaftsfahrzeuginhabern. Im Rahmen der FABI war 2014 der steuerliche
Fahrkostenabzug auf CHF 3000 plafoniert worden. Um den Fahrkostenabzug war in der
FABI-Debatte heftig gekdmpft worden, doch mit der Annahme der FABI-Vorlage durch
das Stimmvolk im Februar 2014 galt ein maximaler Fahrkostenabzug von CHF 3000. Im
Sinne einer Gleichbehandlung aller Steuerpflichtigen plante die Eidgendssische
Steuerverwaltung eine Praxisénderung, die den maximalen Fahrkostenabzug auch flr
Inhaber von Geschaftsfahrzeugen bertcksichtigt. Weil zwischen Arbeitsweg und
Aussendienst unterschieden wird, steigt gemass Ettlin der administrative Aufwand fur
Arbeitgeber und -nehmer Uberméssig an. Weil die Fahrkosten, die CHF 3000
Ubersteigen, den Arbeitnehmern mit Geschéaftsfahrzeug neu als Einkommen
angerechnet werden, droht diesen zudem eine hdhere Steuerrechnung. Motion Ettlin
fordert den Bundesrat auf, die Steuerverwaltung anzuweisen, diese Praxis nicht
umzusetzen. Am 3. Mérz 2016 nahm sich der Stédnderat der Motion an. Ein
Ordnungsantrag von Claude Héche (sp, JU) wollte die Motion an die Kommission flr
Wirtschaft und Abgaben zurlckweisen. Der Ordnungsantrag Héche wurde bei 21 zu 21
Stimmen mit dem Stichentscheid des Prasidenten Comte (fdp, NE) angenommen.

Am 27. September 2016 kam die kleine Kammer auf das Geschéaft zurlck. Die
Kommission empfahl dem Rat mit 6 zu 5 Stimmen die Ablehnung der Motion mit der
Begrindung, die Gleichbehandlung der Steuerpflichtigen sei mit der neuen Praxis
gewahrleistet und der Aufwand zu bewaltigen. Bundesrat Maurer stiess ins selbe Horn
und betonte, es sei ausgiebig nach der einfachsten Lésung gesucht worden und die
Annahme der Motion fuhre kaum zu einer weniger aufwéndigen Praxis. Trotzdem folgte
der Rat der Minderheit Wicki (fdp, NW) und nahm die Motion bei 3 Enthaltungen mit 19
zu 18 Stimmen an. ?

Im Februar 2017 behandelte der Nationalrat die Motion Ettlin (cvp, OW). Der Motionar
hatte in der im Rahmen von FABI in Kraft getretenen Beschrankung des
Fahrkostenabzugs eine libermassige administrative Belastung bei
Geschaftsfahrzeuginhabern ausgemacht, die er mittels Motion aufheben wollte. Der
Sténderat hatte die Motion im September 2016 angenommen. Die nationalratliche
Kommission fur Wirtschaft und Abgaben (WAK-NR) beantragte ihrem Rat, eine
abgeénderte Fassung der Motion anzunehmen. Diese Fassung sah vor, dass der
Bundesrat gesetzliche Anderungen vorschlagen wiirde, damit auf Verwaltungsstufe ein
Einkommensteil fur die Nutzung des Geschaftsfahrzeugs flr den Arbeitsweg mit den 9,6
Prozent des Fahrzeugkaufpreises fir die private Nutzung des Geschaftsfahrzeugs
mitabgegolten werden kann. Die vorgeschlagene Losung soll erreichen, dass der
administrative Aufwand fir KMU und die steuerliche Belastung fir Inhaber eines
Geschaftsfahrzeugs entscheidend kleiner wirde. Eine Kommissionsminderheit Birrer-
Heimo (sp, LU) beantragte dem Rat die Ablehnung der Motion und berief sich dabei auf
den Volkswillen, der in der Abstimmung Uber FABI eine Begrenzung des Pendlerabzugs
fur alle Steuerpflichtigen gleichermassen zum Ausdruck gebracht habe. Wie schon in
der Debatte im Sténderat versuchte auch Finanzminister Maurer, den Rat zur
Ablehnung der Motion zu bewegen. Mit 121 Stimmen aus den burgerlichen Fraktionen
gegen 57 Stimmen von SP, Griinen und GLP (bei 6 Enthaltungen) nahm der Rat jedoch
die Fassung seiner WAK an. %
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LINDA ROHRER

Der Stadnderat lehnte im Dezember 2017 die Motion Ettlin betreffend die liberméssige
administrative Belastung bei Geschiftsfahrzeuginhabern (15.4259) ab und nahm in der
gleichen Debatte eine Motion seiner KVF-SR an, welche unter demselben Titel das
Gleiche erreichen wollte, jedoch etwas anders formuliert war. Konkret hielt der
Vorschlag der KVF-SR fest, dass mit der pauschalen Abgeltung der Privatnutzung von
Geschéaftsfahrzeugen ein Gewinnungskostenabzug flir den Arbeitsweg auszuschliessen
sei. Die Pauschale von 9.6 Prozent des Fahrzeugkaufpreises kdnne jedoch massvoll
erhéht werden. Der Stdnderat nahm diesen Vorschlag seiner Kommission mit 28 zu 12
Stimmen (keine Enthaltungen) an. %

Umweltschutz
Abfélle

Eine Motion von Fetz (sp, BS), die eine schweizerische Gesamtstrategie gegen Littering
sowie die Einfuhrung eines Pfandes zur Forderung der Rickgabe von kleinen Pet-
Getrankeflaschen verlangte, wurde verworfen. Eine Mehrheit des Standerates war der
Ansicht, Massnahmen gegen das unordentliche Wegwerfen von Abféllen sei Sache der
Kantone und Gemeinden.

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Angesichts der etwas verfahrenen Situation der Interkantonalen Vereinbarung Uber die
Koordination der hochspezialisierten Medizin reichte Standerétin Fetz (sp, BS) eine
Motion ein, mit der sie den Bundesrat verpflichten wollte, selber aktiv zu werden, falls
sich die Kantone nicht bis im Frihjahr 2006 einigen kdonnen. Dieser verwies auf die
noch nicht in Kraft getretene Neugestaltung des Finanzausgleichs und der
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA), weshalb er der Umsetzung durch
die Kantone nicht vorgreifen wolle. Auf seinen Antrag wurde die Motion mit 27 zu 11
Stimmen abgelehnt. Weil der Bundesrat aus den gleichen Grinden Ablehnung
beantragte, zog Nationalrat Joder (svp, BE) eine analoge Motion (Mo. 04.3634) zuriick.
Die Verzdgerungen bei der Umsetzung der IVKKM veranlasste auch die im Nationalrat
vertretene Arzteschaft, im Fall einer nicht einvernehmlichen Lésung eine Intervention
des Bundes zu verlangen. (Zur NFA siehe hier.)

Arzte und Pflegepersonal

Eine Motion Forster-Vannini (fdp, SG), welche den Bundesrat aufforderte, den
Zulassungsstopp fiir Arzte durch neue freiheitliche Versicherungsformen abzulésen,
lehnte der Standerat mit 10 zu 17 Stimmen ab. Zudem forderte die Motion, dass neue
Voraussetzungen fur die Anwendung einer optimalen Medizin durch eine Anpassung des
Risikoausgleichs geschaffen werden. Der Bundesrat hatte die Ablehnung der Motion
beantragt, sicherte der Motionéarin aber zu, die Anliegen in die SGK einzubringen.
Ebenfalls abgelehnt wurde eine Motion Fetz (sp, BS), welche den Bundesrat beauftragen
wollte, dem Parlament moglichst rasch den Entwurf zu einem Erlass GUber Massnahmen
bei arztlicher Unter- oder Uberversorgung vorzulegen. Ohne Gesetzesanderung wiirde
Ende 2009 der befristete Zulassungsstopp fiir Arztinnen und Arzte auslaufen. Damit
verbunden waren Beflrchtungen, dass in landlichen Gebieten das medizinische
Angebot sinken und in den Zentren durch die Ausweitung des Angebots
Uberproportional und kostenintensiv steigen wirde. Auch hier wandte der Bundesrat
ein, dass in der SGK des Nationalrates eine entsprechende Vorlage hangig sei und er es
nicht als opportun erachte, eine neue Vorlage auszuarbeiten und damit die laufenden
Beratungen infrage zu stellen. %
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Medikamente

Nachdem der Nationalrat im Dezember 2017 die Motion Herzog (svp, TG) zu den
Ursachen von ADHS angenommen hatte, beschaftigte sich die SGK-SR mit dem
Vorstoss und empfahl diesen der kleinen Kammer einstimmig zur Ablehnung. Im Namen
der Kommission erlauterte Erich Ettlin (cvp, OW) wéhrend der Herbstsession 2018
deren Standpunkt. Er argumentierte, dass individuelle genetische, kulturelle wie auch
soziale Faktoren entscheidend verantwortlich fur das Krankheitsbild ADHS seien und
daher keine generellen Ursachen ergrindet werden kdnnten. Um mehr Uber die
Verschreibungspraktiken zu erfahren, musste man diese systematisch kontrollieren.
Dies liege allerdings nicht im Kompetenzbereich des Bundes, sondern falle den
Kantonen zu. Uberdies betonte Ettlin, dass die Motion in die Behandlungsfreiheit der
Arzteschaft und in den Verantwortungsbereich der Eltern eingreife. Dieser Punkt wurde
im Anschluss auch von Bundesrat Berset aufgegriffen. Zudem sei es auch wichtig
anzumerken, dass der Konsum von Ritalin und somit auch dessen Verschreibung seit
2011 stabil seien. Der Bundesrat beabsichtige, seinen Kompetenzen entsprechend, mit
den Kantonen zusammenzuarbeiten, um die Bedingungen fir ADHS-Betroffene zu
verbessern. Eine Annahme der Motion sei jedoch nicht notig, so Berset. Der Standerat
liess sich von diesen Argumenten tUberzeugen und lehnte die Motion diskussionslos und
stillschweigend ab. ¥

Neue Moglichkeiten zur Abgeltung von Apothekerleistungen durch die OKP wollte Erich
Ettlin (cvp, OW) im September 2018 mit einer Motion schaffen. Neu sollten auch
kostendampfende Apothekerleistungen ohne Medikamentenabgabe sowie die
Beteiligung an OKP-mitfinanzierten kantonalen oder nationalen
Praventionsprogrammen abgegolten werden. Denn auch solche Leistungen der
Apothekerinnen und Apotheker fuhrten zu erheblichen Einsparungen in der OKP,
erklérte der Motionar. Mit Verweis auf den Bericht zum Postulat Humbel (cvp, AG; Po.
12.3864) und auf seine Antwort auf die parlamentarische Initiative Joder (svp, BE; Pa.lv.
1.418) betonte der Bundesrat in seiner Stellungnahme die Gefahr einer
Mengenausweitung durch das Anliegen. Dennoch empfahl er die Motion zur Annahme
und erklarte, er werde sie im Rahmen der Motion SGK-NR (Mo. 18.3387), die
Abrechnungsmoéglichkeiten fur nichtarztliche Leistungserbringende bei Leistungen in
Friherkennung, Pravention und Betreuung von Patienten mit chronischen Krankheiten
fordert, prufen.

In der Wintersession 2018 behandelte der Stdnderat die Motion. Dabei bat der Motionar
den Bundesrat darum, bei Annahme nicht nur die Anliegen der Motion der SGK-NR zu
prufen, sondern insbesondere auch eine Abgeltung von Apothekerleistungen, welche
die «Behandlungen mit arztlich verschriebenen Arzneimitteln wirtschaftlicher und
effizienter» machten, Praventionsleistungen, die Apothekerinnen und Apotheker
sinnvoller erbringen kénnten als Arzte, sowie Impfungen in Apotheken.
Gesundheitsminister Berset erklarte sich bereit, die vom Motionéar angesprochenen
Anderungen zu priifen, liess aber das Ergebnis dieser Prifung offen. Er stellte jedoch in
Aussicht, dass das Projekt als Teil der Koordination der Pflege mit dem zweiten
Massnahmenpaket zur Kostendémpfung im Gesundheitswesen bereits 2019 in die
Vernehmlassung gehen kdnnte. 2

Nachdem der Nationalrat der Motion Humbel (cvp, AG) zum differenzierten
Preisfestsetzungssystem fiir Arzneimittel im Dezember 2017 Folge gegeben hatte,
nahm sich die SGK-SR im Oktober 2018 dem Vorstoss an. Da das Anliegen bereits in das
erste Massnahmenpaket zur Kostendampfung im Gesundheitswesen integriert worden
sei, erachtete die Kommission die Motion «nicht fir zweckmassig». Folglich lehnte sie
diese ohne Gegenstimme ab.

In der Wintersession 2018 behandelte der Stdnderat das Geschaft zusammen mit einer
Motion Brand (svp, GR; Mo. 15.4231) und einer weiteren Motion Humbel (Mo. 17.3827).
Wéhrend Roland Eberle (svp, TG) noch einmal die Sicht der Kommission darlegte,
entgegnete Josef Dittli (fdp, UR), dass durch das Massnahmenpaket nicht alle
Forderungen des Vorstosses abgedeckt wurden. Zudem betonte er den noch immer
existierenden Handlungsbedarf im Arzneimittelbereich und forderte den Bundesrat
dazu auf, sich - unabhéangig vom Ausgang der Motion - weiterhin mit dem Thema
auseinanderzusetzen und diesbezlglich Losungsvorschlage zu présentieren. Anita Fetz
(sp, BS) kritisierte unterdessen die Wirksamkeit der Motion. Die Schweiz sei im Besitz
eines guten Gesundheitssystems, habe aber ein ungerechtes Finanzierungssystem.
Wolle man fur den Mittelstand etwas andern, misse man «endlich offen Uber die
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MAXIMILIAN SCHUBIGER

Finanzierung reden». Gesundheitsminister Berset flhrte noch einmal die Geschehnisse
der vergangenen zwei Jahre aus und unterstrich die Wichtigkeit der Thematik. Er sei
froh, hierzu die Unterstitzung des Parlaments zu haben, jedoch seien die
entsprechenden Motionen in der gegenwartigen Situation nicht nétig. Um die Kosten zu
senken, schienen ihm in erster Linie Elemente wie Transparenz und Qualitat
entscheidend. Stillschweigend lehnte die kleine Kammer alle drei Motionen ab. %

Die SGK-NR &usserte sich im Mai 2019 positiv Uber die Motion Ettlin (cvp, OW) zur
Abgeltung von Apothekerleistungen und lobte insbesondere das Sparpotenzial der
Modelle der pharmazeutischen Betreuung, die Beschréankung der Massnahmen auf
Apothekerleistungen mit kostenddmpfendem Charakter und die Notwendigkeit der
Zustimmung durch die Tarifpartner zur Vergltung. Stillschweigend folgte der
Nationalrat in der Sommersession dieser Empfehlung und nahm die Motion an. *

Sport

Mit Uberwachungskameras, Einreisesperren fiir auslandische Hooligans und
Stadionverboten will der Bund der Gewalt in Sportstadien begegnen. Nach Ansicht des
BASPO sind die gesetzlichen Grundlagen bereits vorhanden, weshalb die Massnahmen
rasch umgesetzt werden kénnen. Als Gegenmittel zu den besonders bei Fussballspielen
beobachteten  Gewaltausschreitungen  einheimischer  Jugendlicher  verlangte
Nationalratin Fetz (sp, BS) mit einer Motion, der Bund solle jahrlich 100'000 Fr. zur
Férderung von Fussballfanprojekten zur Verfligung stellen, die auf die Gewaltpravention
ausgerichtet sind. Obwohl der Bundesrat den praventiven Charakter derartiger Projekte
anerkannte, beantragte er mit dem Hinweis auf die fehlenden Mittel im VBS erfolgreich
Umwandlung des Vorstosses in ein unverbindliches Postulat. *'

Mitte 2014 behandelte der Nationalrat eine im Vorjahr eingereichte Motion de Buman
(cvp, FR) zur Lancierung und Umsetzung einer Schneesportoffensive. Damit sollte der
Bundesrat beauftragt werden, dem Parlament ein Massnahmenpaket zu unterbreiten,
das den Anteil der Bevolkerung, der Schneesport treibt, nachhaltig steigern soll. Einige
Vorschlage wurden vom Motionar, seinerseits Prasident des Verbandes Seilbahnen
Schweiz, gleich mitgeschickt: die Grindung einer Dienststelle zur Durchsetzung und
Koordination der Massnahmen; die Definition der ersten Schulferienwoche des Jahres
als Sportwoche; die Einrichtung einer obligatorischen Schneesportwoche fur
Schulerinnen  und  Schiler der 5. und der 9. Klasse; ausgebaute
Finanzierungsmoglichkeiten fir Schneesportlager und grosszigigere Unterstitzung
durch das Programm Jugend + Sport sowie die Schaffung mindestens dreier
Bundeszentren fur Wintersport. Begrindet wurde der Vorstoss hauptséchlich mit
sportlichen Ansprichen, jedoch auch mit Sorgen der Tourismusbranche. Diese
beflirchtete einen Gastertickgang, wenn immer weniger Jugendliche Interesse an
Schneesportarten hatten. Neben den touristischen Anstrengungen der Wintersportorte
solle daher die Regierung mithelfen, entsprechende Rahmenbedingungen zu schaffen,
um den Zugang zum Schneesport zu erleichtern. Zusatzlich solle sie eine Antriebs- und
Koordinationsfunktion Ubernehmen. Der Bundesrat zeigte in seiner Stellungnahme
Verstandnis flr das Anliegen und betonte, dass er um die Bedeutung des Wintersports,
sowohl aus sportlicher wie auch aus wirtschaftlicher Sicht, wisse. Jedoch ziele die
Motion vorwiegend auf kantonale oder gar kommunale Zustandigkeiten, bei welchen der
Bundesrat nicht Einfluss nehmen kénne. Beim Thema Schneesportzentrum wurde auf
die laufende Standortevaluation flr ein ebensolches verwiesen. Der Bundesrat
beantragte also dem Parlament die Ablehnung der Motion. Der Nationalrat beschloss
jedoch anders, indem er das Anliegen durchwinkte. Mit 83 zu 76 Stimmen bei 25
Enthaltungen fiel die Abstimmung recht knapp aus, wobei Mitte-links unterlag.

Mehr Diskussionsbedarf sah der Stéanderat, der das Geschaft Ende Jahr behandelte.
Kommissionssprecherin Savary (sp, VD) beantragte namens der vorberatenden WBK
Ablehnung. Mit 7 zu O Stimmen war das Verdikt in diesem Gremium deutlich
ausgefallen. Begrindet wurde es mit den Argumenten des Bundesrats: Vermischung der
Kompetenzen und bereits laufende Anstrengungen. Einen anderen Antrag stellte Hans
Hess (fdp, OW), der selbst Prasident einer Bergbahn ist. Er wollte die Motion
unterstlitzen und bediente sich dabei betriebswirtschaftlicher Argumente. In puncto
Intervention bei laufenden Projekten sah er keine Nachteile, sondern viel eher ein
Signal zur Unterstitzung der Bemulhungen des VBS. Als Brickenbauerin verstand sich
Pascale Bruderer Wyss (sp, AG), die eine Promotion des Wintersports generell
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beflirwortete. lhr Antrag lautete auf Annahme der Punkte 1 (Grindung einer
Dienststelle) und 4 (Finanzierung Schneesportlager sowie mehr Mittel fir J+S) der
Motion, um dem Anliegen in einer differenzierten Art und Weise zu begegnen. Damit
sollte ein massvolles, aber positives Zeichen gesetzt werden. Kommissionsmitglied Anita
Fetz (sp, BS) prazisierte derweil die Beweggriinde der WBK, die Motion abzulehnen. Dies
sei nicht Ausdruck einer negativen Grundhaltung gewesen, sondern vor allem eine
Anerkennung der bereits laufenden Projekte. Es sei nicht notig, nochmals eine ahnliche
Motion durchzubringen. Die Diskussion wurde schliesslich durch den Zuger Standerat
Peter Bieri (cvp, ZG) beendet: Er schlug vor, die Motion nochmals in der WBK zu
thematisieren und beantragte daher deren Ruckweisung. Nach einigen weiteren
Wortmeldungen wurde dem Ordnungsantrag mit 21 zu 17 Stimmen zugestimmt. Das
Geschaft blieb damit bis auf Weiteres héngig. *

Die vom Nationalrat angenommene Motion, dass mindestens drei nationale Zentren fiir
Schneesport zugunsten des Breitensports geschaffen werden sollen, wurde im
Standerat kassiert. Die vorberatende WBK beantragte einstimmig, die Motion fallen zu
lassen. Als Begrindung wurden finanzielle Kriterien vorgebracht. Der Bund verflge
nicht Uber genltigend Mittel fir Investitionen an drei Standorten und das Anliegen habe
keine Prioritat. Auch wenn die Kommission grundsatzlich mit der Stossrichtung
einverstanden sei, war sie der Meinung, dass der Auftrag an den Bundesrat zur
Lancierung der Schneesportoffensive bereits solche Uberlegungen beinhalte.

Da aus der Kommission keine anders lautenden Antréage kamen, war es der Walliser
Standesvertreter Beat Rieder (cvp, VS), der sich flr die Annahme der Motion einsetzte.
In der Folge entfaltete sich eine kontroverse Debatte. Vertreter der Bergkantone
versuchten auf der einen Seite die Vorteile solcher Zentren aufzuzeigen, die Stadter
zeigten sich kritisch. Letztlich stand der Nutzen der gewtnschten Zentren im Fokus.
Wie es der Motionédr formulierte, sollten diese explizit auch dem Breitensport
zugutekommen. Mehr Skilager-Unterkiinfte seien jedoch gar nicht vonndéten, so
stellvertretend fur die Gegner Anita Fetz (sp, BS), da sie von den Schulen nicht besucht
wilrden. Letztlich war es der Wunsch, die Ergebnisse aus der Schneesportoffensive
abzuwarten in Verbindung mit finanziellen Bedenken, der die Motion zu Fall brachte.
Mit 33 zu 9 Stimmen und einer Enthaltung wurde sie deutlich abgelehnt. **

Mit einer Motion zur Sicherung des Programms .Jugend und Sport” (J+S) befeuerte
Peter Fohn (svp, SZ) die Debatte zur Sportférderung. Er knipfte damit an Prozesse aus
dem Vorjahr an. Der Innerschweizer sorgte sich um die Finanzierung von Jugend+Sport
durch den Bund und forderte entsprechend die Regierung auf, auch fur kommende
Jahre genlgend Fordergelder zur Verflgung zu stellen. J+S sei 2015 um 6 Prozent
gewachsen und fur 2017 werde mit einem Zuwachs um 7 Prozent gerechnet, so der
Antragsteller. Kindersport und freiwilliger Schulsport seien dabei die besonders
erfolgreichen Sparten des Programms. Fohn wollte daher erreichen, dass der Bund
mehr Geld fur J+S bereitstelle, um dessen Stabilitat zu gewéhrleisten und den
Beteiligten Planungssicherheit zu geben.

Der Bundesrat zeigte sich wie der Motionar Uberzeugt von der Bedeutung und dem
Erfolg, aber auch der politischen Anerkennung, die das Programm geniesse. Er verwies
jedoch auf den Entscheid zum Nachtragskredit von 2015, wo J+S CHF 17 Mio.
zugesprochen wurden, um das Beitragswachstum 2015 aufzufangen. Der Bundesrat sah
zwar ein, dass die erneut héhere Dotierung des Budgets ab 2016 (plus CHF 20 Mio.)
aufgrund des ,aus sportpolitischer Sicht erfreulichen” Wachstums bereits 2017 nicht
mehr ausreichen werde. Trotzdem wollte er die zukinftige Erhéhung der Beitrége offen
lassen, da er nicht vorgreifen und stattdessen abwarten wollte, bis man mit der
~Gesamtschau Sportférderung des Bundes” weiter vorankam. Im Lichte der dort zu
fassenden Entscheidungen und unter Bertcksichtigung des Voranschlages 2017 mit dem
IAFP 2018-2020 beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion Fohn.

Im Standerat verteidigte Fohn sein Anliegen und erhielt Rickendeckung von den
Standeraten Bischofberger (cvp, Al) und Graber (cvp, LU); Letzterer ist auch
Mitunterzeichner der Motion und Urheber eines friheren Vorstosses dazu. Der
Motionar nahm auf eine zunehmende Sorge vonseiten diverser J+S-Akteure,
insbesondere von Leiterinnen und Leitern sowie Veranstaltern, Bezug. Man sei Uber die
finanziellen Kirzungen besorgt, dies wurde dem Parlament auch von diversen
Sportorganisationen zugetragen. Es fehle das Geld, weil ,zu gut gearbeitet wurde” -
dieser Umstand sei unverstandlich, so Fohn. Es sei essenziell, den geleisteten Effort
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und den Erfolg des Programms J+S weiterhin zu unterstitzen und entsprechend auch
mit ausreichend finanziellen Zuwendungen zu férdern. Bischofberger mahnte die
Standeratinnen und Standeréate an ihre Verantwortung, es sei ihre Aufgabe, die in den
Voranschlagen geplanten Mittel zu sprechen. Graber nahm das Stichwort ,Gesamtschau
Sportférderung” auf, zeigte sich jedoch nicht einverstanden mit der Gleichbehandlung
der beiden Geschéafte. Denn die Foérderung von J+S sei nicht mit der Gesamtschau
gleichzusetzen, das sei .ein finanzpolitischer Vorwand” des Bundesrates. Daraus
ableitend furchtete Graber ein Ausspielen der Geféasse gegeneinander und dann einen
~Showdown” innerhalb der Sportférderung. Zudem gab es gemass Graber auch
Ungereimtheiten gegentber friheren Aussagen des Bundesrates, genannt wurde sein
eigenes Postulat aus dem Vorjahr. Damals hatte der Bundesrat gefordert, dass allféllige
Beitragssenkungen frihzeitig bekannt gegeben wurden. Etwas anders ordnete Anita
Fetz (sp, BS) die Diskussion ein. Zwar stand sie klar fur J+S ein, sie wollte jedoch den
Weg der Regierung gehen und weitere Entwicklungen abwarten. Sportminister Parmelin
vertrat die bundesratliche Ablehnung der Motion. Nicht nur das: Seiner Ansicht nach
waren die Forderungen Féhns bereits erflllt, da in der Gesamtschau Sportférderung
eine hdhere finanzielle Ausstattung von J+S skizziert wurde: plus CHF 10 Mio. fur 2017
und Uberdies Erhéhungen um CHF 15 Mio. flr 2018, CHF 20 Mio. fur 2019 und CHF 25
Mio. fur das Jahr 2020.

Trotz dieser Einwande wurde die Motion mit 22 zu 17 Stimmen und einer Enthaltung an
die grosse Kammer iberwiesen. **

Sozialversicherungen
Sozialversicherungen

Im Herbst 2018 forderte Andrea Caroni (fdp, AR) mehr Parteiautonomie in den
Sozialversicherungen. Heute wirden Dienstleistungserbringende haufig als
unselbstandig qualifiziert, auch wenn sich alle Beteiligten einig seien, dass eine
selbstandige Erwerbstéatigkeit vorliege, kritisierte der Motionar. Zuklnftig sollen
Sozialversicherungstrager jedoch bei der Qualifizierung von
Dienstleistungserbringenden - erwahnt werden insbesondere Erwerbstédtige auf
digitalen Plattformen, aber auch Personen aus dem traditionellen Dienstleistungssektor
- als selbstandig oder unselbsténdig eine allfédllige Ubereinstimmende Auffassung aller
Beteiligten diesbezlglich mitberlcksichtigen. Weiterhin berlcksichtigt werden sollen
Uberdies die organisatorische Einbindung und das unternehmerisches Risiko der
Betroffenen. Der Bundesrat solle folglich die notwendigen
sozialversicherungsrechtlichen Verordnungen entsprechend seinem Bericht vom
November 2017 anpassen, forderte Caroni. Auch der Bundesrat verwies in seiner
Stellungnahme auf den entsprechenden Bericht: Da laufende Abklarungen aufgrund
dieses Berichts sowie im Rahmen eines Postulats der FDP.Liberalen-Fraktion (Po.
17.4087) abgewartet werden sollten, empfahl der Bundesrat die Motion zur Ablehnung.

In der Wintersession behandelte der Standerat die Motion Caroni zusammen mit der
Motion Ettlin (cvp, OW; Mo. 18.3937) und dem Postulat Bruderer Wyss (sp, AG; Po.
18.3936). Die kleine Kammer nahm einen Ordnungsantrag Berberat (sp, NE) an und wies
die Motion zur Vorpriifung der SGK-SR zu. *°

Mit einer Motion wollte Erich Ettlin (cvp, OW) verhindern, dass Selbsténdige bei einer
besseren Absicherung gegen soziale Risiken durch Unternehmen von den zusténdigen
Vollzugsbehdrden automatisch als unselbstandig Erwerbstatige klassifiziert werden.
Wegen dieser Regelung boten die Unternehmen in der Schweiz, im Unterschied zum
Ausland, den Betroffenen keine Versicherungs- oder Weiterbildungsmoglichkeiten an.
Der Bundesrat verwies in seiner Antwort auf den Bericht zu den Postulaten Reynard (sp,
VS; Po. 15.3854) und Derder (fdp, VD; Po. 17.3222), auf einen durch das EDI und WBF bis
Ende 2019 zu erstellenden Bericht zu diesem Thema sowie auf die Postulate der
FDP.Liberalen-Fraktion (Po. 17.4087) und Bruderer Wyss (sp, AG; Po. 18.3936). Diese
Abklarungen seien abzuwarten, bevor Massnahmen getroffen werden kénnten, forderte
die Regierung. In der Wintersession 2018 wies der Standerat das Geschaft der SGK-SR
zur Vorberatung zu. *
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Invalidenversicherung (1V)

Der Standerat hielt bei Artikel 196 an einer proportionalen Erhdhung der MWSt fest,
allerdings wollte er sie nicht ganz so stark anheben, wie er noch im Dezember 2007
beschlossen hatte. Er folgte dem Antrag seiner Kommission, den Normalsatz um 0,4 auf
8%, den reduzierten Satz um 0,1 auf 2,5% und den Sondersatz fur
Beherbergungsleistungen um 0,2 auf 3,8% zu erhdhen. Die Minderheitsantrage Fetz (sp,
BS), welcher am friiheren Beschluss des Stéanderates festhalten wollte und Hess (fdp,
OW), welcher dem Beschluss der linearen Erhdhung des Nationalrates folgen wollte,
lehnte der Standerat beide ab. Ausserdem formulierte er den Absatz 3 von Artikel 196
neu, um die Vorlage mit der Schaffung eines IV-Fonds zu verknlpfen. Nach der neuen
Formulierung kommt die befristete Mehrwertsteuerernéhung nur dann zur Anwendung,
wenn ein selbstandiger IV-Fonds geschaffen wird, also wenn das Bundesgesetz zur
Sanierung der IV in Kraft tritt. Der Nationalrat folgte daraufhin diskussionslos den
Beschllssen des Standerates. In der Schlussabstimmung nahm der Stédnderat die
Vorlage mit 39 zu 2 Stimmen und der Nationalrat mit 126 zu 58 Stimmen an. *

Berufliche Vorsorge

Eine Motion Rechsteiner (sp, BS) forderte, dass die Sanierungsbestimmungen in der
beruflichen Vorsorge bis zum Ende der laufenden Rezession fur jene
Vorsorgeeinrichtungen gelockert werden, welche aus konjunkturellen Grinden eine
Unterdeckung aufweisen. Die Sanierungsmassnahmen seien auszusetzen, bis sich die
Wirtschaft wieder erholt habe und die Bérsenwerte zu einer durchschnittlichen
Bewertung zurtickgefunden héatten. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der
Motion, weil er die konjunkturpolitischen Beflirchtungen als unbegriindet ansah. Dem
folgte auch der Nationalrat, welcher die Motion mit 119 zu 67 Stimmen ablehnte. Auch
eine dhnliche Motion Fetz (sp, BS) war im Standerat chancenlos. **

Im Juni 2019 reichte Alex Kuprecht (svp, SZ) eine Motion ein, die zum Ziel hatte, dem
Parlament die Kontrolle liber die Oberaufsichtskommission Berufliche Vorsorge (OAK
BV) zu iibertragen und die Weisungen der Kommission jeweils vorgéngig vom BJ oder
dem BSV auf ihre Gesetzeskonformitat Uberprifen zu lassen. Hintergrund der Vorlage
war vermutlich - zumindest war dies der Ausgangspunkt von Kuprechts entsprechender
Interpellation (Ip. 18.4166) - die Weisung der OAK BV, mit der sie auf mehr Transparenz
bei den Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen hinzuwirken versuchte. Es kénne
nicht sein, dass die Kommission nicht Gberwacht oder sanktioniert werden kénne, wie
es der Bundesrat als Antwort auf seine Interpellation erklart habe, und gleichzeitig
unklar sei, welche rechtlichen Wirkungen ihre Weisungen hatten, wie das Postulat Ettlin
(cvp, OW; Po. 16.3733) ergeben habe. Es mlsse daher eine Kontrollinstanz geschaffen
werden, wodurch sich Rechtsunsicherheiten beseitigen liessen. Dieser Einschatzung
widersprach der Bundesrat: Bereits heute kénnten die GPK-NR oder die GPK-SR die
Tatigkeiten der  OAK BV Uberprifen - was die nationalratliche
Geschaftspriufungskommission Uberdies 2012 bereits getan habe. Die Kommission fihre
darlber hinaus auch Anhoérungen zu den Weisungsentwurfen durch, zudem kénnten
ihre Weisungen auch vor Gericht angefochten werden. Da die Unabhangigkeit der
Kommission vom Gesetzgeber gewollt sei, wie eine Anfrage von Daniel Fassler (cvp, Al;
Frage 14.1070) gezeigt habe, sei auch eine vorgangige Prifung ihrer Weisungen nicht
opportun, erkléarte der Bundesrat weiter. Folglich empfahl er den Vorstoss zur
Ablehnung.

In der Herbstsession 2019 behandelte der Stéanderat die Motion. Dabei meldeten sich
mit Motionar Kuprecht, Erich Ettlin und Daniel Féassler, der in der Zwischenzeit
ebenfalls in den Stédnderat gewahlt worden war, die Urheber der verschiedenen
Vorstosse zu diesem Thema zu Wort, um ihre Unterstltzung des Vorhabens kundzutun.
In der Folge verdeutlichte Bundesrat Berset noch einmal die Problematik der friheren
und nun womoglich erneut angestrebten Losung: Damals sei das BSV sowohl oberste
Aufsichtsinstanz als auch direkte Aufsichtsbehdrde fir national tatige Pensionskassen
gewesen. Damit die Aufsichtsbehdrde objektiv arbeiten kénne, musse sie aber
unabhangig sein. Durch die Motion Kuprecht wirde die Aufsicht nun aber wieder
politisiert, wofur der Bundesrat keinen Grund sehe. Dies sah der Standerat
offensichtlich anders und nahm die Motion mit 22 zu 14 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
an. ¥
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Private Vorsorge

Einen Einkauf in die Saule 3a ermdglichen wollte Erich Ettlin (cvp, OW) im Juni 2019 mit
einer Motion. Der Bundesrat soll die Méglichkeit schaffen, dass Personen, welche in
friheren Jahren keine oder nur Teilbeitréage in die Sadule 3a einbezahlt haben, zeitlich
und finanziell begrenzte, aber im Einkaufsjahr vollstdndig vom steuerbaren Einkommen
abziehbare Nachzahlungen vornehmen kénnen. Dies soll aber nur alle funf Jahre
moglich sein, auf den maximalen Einkaufsbetrag fur Selbstandigerwerbende begrenzt
sein und Wohneigentumsbezlige nicht berlcksichtigen. Hingegen soll auch fir
diejenigen Jahre nachbezahlt werden kénnen, in denen eine Person kein AHV-
Einkommen aufwies. Seine Motion begriindete Ettlin damit, dass durch die Reduktion
der Uberobligatorischen Rentenhdhe in der beruflichen Vorsorge die dritte Saule fur
die Erhaltung der gewohnten Lebenshaltung wichtiger werde. Mit dieser Motion gebe
man den Personen, die friher den Maximalbetrag mangels AHV-Einkommen oder
finanzieller Mittel nicht haben einzahlen kénnen - also einem Drittel der 3a-
Kontoinhaberinnen und -inhaber - die Méglichkeit, ihre private Vorsorge zu starken.
Der Bundesrat wies allerdings mit Verweis auf seine Antwort zur Motion Hess (svp, BE;
Mo. 18.3836) darauf hin, dass die Vorlage Ettlin lediglich Personen mit einem
steuerbaren Einkommen von tber CHF 100'000 Franken pro Jahr zugute kéme. Zudem
habe sie nicht abschéatzbare Folgen flr die Steuereinnahmen.

In der Herbstsession 2019 behandelte der Standerat die Motion. Dabei widersprach der
Motionar der Ansicht des Bundesrates: Es wlrden eben nicht nur Personen mit
héherem Einkommen von einer solchen Regelung profitieren, sondern «Leute wie du
und ich». Fur sehr wohlhabende Personen hingegen seien die Einkaufsmoglichkeiten
aufgrund der Einschréankungen nicht interessant. Diese Ausfihrungen erganzte Joachim
Eder (fdp, ZG) um den Hinweis, dass dieser Vorschlag die Eigenverantwortung in der
Séule 3a stérken wolle. Paul Rechsteiner (sp, SG) pflichtete hingegen der Einschéatzung
des Bundesrats bei und verwies darauf, dass durch die Sédule 3a ausser dem
Steuerabzug keine Rendite erwirtschaftet werde und sie entsprechend nicht zur
Sicherung der Lebensfiihrung im Alter tauge. Schliesslich habe diese Anderung grosse
Auswirkungen auf die Kantone und kénne somit nicht ohne deren Anhérung
beschlossen werden - insbesondere nicht von der Kantonskammer. In der Folge
beantragte Anne Seydoux-Christe (cvp, JU), die Motion der Kommission zuzuweisen,
was sowohl der Motionér als auch der Rat mit 20 zu 13 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
ablehnten. Mit demselben Stimmenverhaltnis nahm die kleine Kammer anschliessend
die Motion an. *°

Krankenversicherung

Eine Motion Fetz (sp, BS) wollte den Bundesrat beauftragten, die kalkulatorischen
kantonalen Krankenkassenreserven bis 2012 angleichen zu lassen. Der Bundesrat stellte
sich hinter dieses Anliegen und legte dar, dass er mehrfach seinen Willen bekundet
habe, die Reserven der Krankenversicherer zwischen den Kantonen bis 2012 ins
Gleichgewicht zu bringen. Diese Angleichung Uber mehrere Jahre hat zum Ziel, ein
angemessenes Verhaltnis zwischen den verschiedenen kalkulatorischen kantonalen
Reservequoten pro Versicherer zu erreichen. Der Standerat zeigte sich in dieser Frage
gespalten. Wahrend Gutzwiller (fdp, ZH) eine Kantonalisierung der Reserven als nicht
sinnvoll betrachtete, da das Risiko Uber grossere Kollektive abgedeckt werden musse,
stimmte eine knappe Mehrheit von 18 gegen 15 fur die Annahme der Motion. *

Mehr Erfolg hatte eine vom Sténderat im Vorjahr angenommene Motion Fetz (sp, BS),
welche den Bundesrat beauftragen wollte, die kalkulatorischen kantonalen
Krankenkassenreserven bis 2012 angleichen zu lassen. Der Bundesrat hatte die Motion
zur Annahme empfohlen, was auch die vorberatende Kommission mit einer sehr
knappen Mehrheit von 12 zu 11 Stimmen tat. Eine rechtsbirgerliche Minderheit
flrchtete, dass die Motion kontraproduktiv sei, weil sie zuséatzlich eine kantonale Ebene
in die eigentlich landesweit zu gestaltende Reservepolitik einzubringen drohe. Ebenso
knapp wie in der Kommission wurde die Motion im Nationalrat durch den
Stichentscheid der Prasidentin angenommen. *?
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Hingegen lehnte der Stadnderat mit 24 zu 10 Stimmen eine Motion Fetz (sp, BS) ab,
welche eine  automatisierte  Aufnung von  kantonalen, kalkulatorischen
Krankenkassenreserven forderte, sofern diese in einem Kanton fehlen. Der Bundesrat
hatte die Motion zur Ablehnung empfohlen, da damit die Mindestreserven
kantonalisiert wurden, was zur Folge hatte, dass die Versicherer in kleinen Kantonen
Uber héhere Reserven verfligen missten als diejenigen in grossen Kantonen. *

Erich Ettlin (cvp, OW; Mo. 16.3988) und Christian Lohr (cvp, TG; Mo. 16.3948) reichten in
beiden Réten gleichlautende Motionen fir eine Einflihrung einer Vergiitungspflicht bei
im Ausland freiwillig bezogenen OKP-Leistungen ein. Bedingungen fir eine
entsprechende Vergltung sollten eine arztliche Verschreibung, tiefere Auslandpreise
und ein freiwilliger Entscheid fir einen Einkauf im Ausland durch die Patientinnen und
Patienten sein. Da Spital- und Arztbehandlungen wegen der Marktabschottung in der
Schweiz deutlich teurer seien als im Ausland - Generika und Blutzuckermessstreifen
sind gemass einer Santésuisse-Studie doppelt so teuer wie im Ausland -, sollten
Personen, die freiwillig ihre Medikamente im Ausland bezégen und damit einen Beitrag
zur Kostensenkung leisteten, nicht durch eine Verweigerung der Vergltung bestraft
werden.

Im Rahmen der Motion Heim (sp, SO; Mo. 16.3169) prife er bereits, ob eine
entsprechende Regelung fur MiGelL-Produkte unter gewissen Voraussetzungen sinnvoll
sein kénne, erklarte der Bundesrat. Diese Uberprifung kénne er auf Arzneimittel
ausweiten. Eine weitere Offnung des Territorialitatsprinzips fir Arzt- und Spitalbesuche
lehnte er hingegen ab. Die steigenden Kosten fiur ambulante Behandlungen entstiinden
nicht in erster Linie durch die hohen Tarife, sondern durch die Mengenausweitung.
Diese wurde aber durch eine Regelung, wie sie die Motionare vorsahen, allenfalls noch
verstarkt. Zudem koénnten die Leistungsanbietenden im Ausland nicht auf die fur die
Vergutung durch die OKP notwendigen Qualitatsvoraussetzungen tUberpruft werden.
Nachdem der Standerat die Motion Ettlin im Marz 2017 der SGK-SR zur Vorberatung
zugewiesen hatte, empfahl diese im November desselben Jahres deren Ablehnung.
Nach Vorliegen des Berichts der Expertenkommission wolle man der Prioritatensetzung
des Bundesrates im Rahmen des ersten Massnahmenpakets zur Kostendampfung nicht
vorgreifen und einzelne Massnahmen bevorzugen. Dieser Argumentation folgte der
Stédnderat in der Wintersession 2017 mit 25 zu 16 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) und
lehnte die Motion Ettlin ab.

Die Motion Lohr wurde Ende 2018 abgeschrieben, nachdem sie wahrend zwei Jahren
nicht behandelt worden war. **

Durch die Anderung des Krankenkassenaufsichtsgesetzes war 2016 eine Neueinteilung
der Pramienregionen und der maximal zuldssigen Préamienunterschiede basierend auf
den Kostenunterschieden zwischen den Regionen noétig geworden. Der
Vernehmlassungsentwurf des EDI war insbesondere aufgrund der Regionenbildung
anhand von Bezirken anstelle von Gemeinden stark kritisiert worden. Auch die SGK-SR
sprach sich gegen die Vernehmlassungsvorlage sowie gegen die in der Zwischenzeit von
Bundesrat und Krankenversicherern gemachten neuen Vorschléage aus. In der Folge
reichte sie im Sommer 2018 im Rahmen ihrer Behandlung der Motion Germann (svp, SH)
eine Motion ein, um die entsprechende Bestimmung im KVG so zu andern, dass die
aktuelle Einteilung der Pramienregionen beibehalten werden kann und die Anzahl
Pramienregionen in den Kantonen gleich bleibt. Im Unterschied zur Motion Germann
soll die Befahigung, die Pramienregionen und -unterschiede festzulegen, in der
Kommissionsmotion weiterhin beim EDI belassen werden. Uberdies soll eine Regelung
bezlglich der Regionszuteilung einer Gemeinde, die aus einer Fusion zweier
Gemeinden aus verschiedenen Pramienregionen entstanden ist, geschaffen werden.
Der Bundesrat empfahl die Motion der SGK-SR zur Ablehnung. Er rief in Erinnerung,
dass die nun kritisierte Bestimmung im KVG urspringlich geschaffen worden war, um
die Quersubventionierung innerhalb der Kantone - vor allem zu Lasten der Stadte - zu
beenden.

In der Wintersession 2018 behandelte der Stéanderat die Motion der SGK-SR zusammen
mit der Motion Germann. Joachim Eder (fdp, ZG) erklarte dem Rat, dass die
Kommission mit 7 zu 1 Stimmen bei 3 Enthaltungen eine Annahme der
Kommissionsmotion und mit 10 zu O Stimmen bei 1 Enthaltung eine Ablehnung der
Motion Germann empfehle. Dieser Empfehlung stimmte auch Motionar Germann selbst
zu. Die Kommissionsmotion fand im Rat jedoch nicht nur Anklang. Anita Fetz (sp, BS)
storte sich daran, dass damit die Prémienregionen nun doch nicht aufgrund der
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tatsachlichen Kosten berechnet werden sollten, wie urspriinglich entschieden worden
war. Zudem beflrchtete sie, dass eine strikte Regelung der Gemeindezuteilung zu
Pramienregionen Gemeinde- sowie Spitalfusionen erschweren wirde. Bundesrat Berset
wies noch einmal auf die Anderungen hin, die der Bundesrat aufgrund der Kritik in der
Vernehmlassung vorgenommen hatte. Er betonte Uberdies, dass es verschiedene
unklare Punkte gebe, die der Bundesrat nur in Ubereinstimmung mit der SGK
entscheiden werde.

Die Entscheidung des Sténderates fiel schliesslich deutlich aus: Mit 24 zu 13 Stimmen
nahm die kleine Kammer die Kommissionsmotion an, Hannes Germann zog seine Motion
zuriick. %

Im April 2019 reichte die SGK-SR beruhend auf der zurtickgezogenen parlamentarischen
Initiative Ettlin (cvp, OW; Pa.lv. 17.528) eine Motion ein, geméss der in den
Tarifverhandlungen im Gesundheitswesen zukiinftig nicht nur die Preise, sondern auch
die Menge der Leistungen festgelegt werden sollten. Denn ein Grund fir das
Kostenwachstum sei die Unabhangigkeit der Preise von der Menge erbrachter
Leistungen, wodurch kein Anreiz zu effizienten Behandlungen bestliinde, begrindete
die Kommission diesen Schritt.

Da ein solcher Vorschlag im ersten Massnahmenpaket zur Kostendampfung des
Bundesrates bereits vorgesehen sei, empfahl der Bundesrat die Motion zur Ablehnung.
Dennoch beantragte die Kommission Annahme der Motion. Der Massnahme drohe
gemass den Vernehmlassungsantworten Widerstand von den Leistungserbringenden
und Krankenversicherungen, weshalb die entsprechenden Bemihungen des Bundesrats
mit dieser Motion unterstitzt werden sollten, begriindete die Kommission ihren Antrag.
Mit 23 zu 6 Stimmen (bei 1 Enthaltung) nahm der Stdnderat die Motion in der
Sommersession 2019 an. *

Soziale Gruppen
Familienpolitik

En juin 2013, Antonio Hodgers (pev, GE) avait posé une motion demandant au Conseil
fédéral de proposer des modifications législatives permettant aux cantons d'instaurer
un congé paternité financé par les assurances sociales. Le Conseil fédéral avait en 2013
conseillé de rejeter la motion, puisque le département fédéral de I'Intérieur planchait
au méme moment sur un rapport explorant les diverses pistes possibles pour
I'instauration d'un tel congé. Suite au départ du Conseil national de son camarade de
parti, la députée Aline Trede (pes, BE) a repris le dossier. Elle a défendu la motion en
présentant I'argument de |'égalité des sexes ainsi qu'un argument plus économique: un
congé paternité permet aux femmes de revenir sur le marché du travail et pallie ainsi au
manque de main d’'ceuvre qualifiée. Lors de la session parlementaire de printemps
2015, le conseiller fédéral Alain Berset s'exprimait contre la motion, principalement en
raison de la trop grande marge de manoeuvre accordée aux cantons pour un objet qui,
selon le Conseil fédéral, risque de causer de trop importantes différences de
traitement entre les régions. Le socialiste ne s'est cependant pas opposé au principe
de la proposition et a appelé le parlement a réfléchir & la suite & donner a cette
question sur la base du rapport que le Conseil fédéral avait rédigé suite au postulat Fetz
(11.3492). Le Conseil national a refusé la motion a 93 voix contre 78, avec 9 abstentions.
Le non provenait principalement des groupes UDC et radical-libéral.

La députée verte Aline Trede (pes, BE) avait déposé en décembre 2014 une motion pour
un congé parental de 18 mois, dont 6 devaient étre pris par le pere. Dans son plaidoyer,
elle prend pour exemple le reste des pays de I'OCDE, dont I'Allemagne et la Suede, qui
connaissent des régimes d'assurance parentale bien plus généreux. Le Conseil fédéral
s'est prononcé en défaveur de cette motion. D'accord sur l'importance pour un pére
de bénéficier aussi d'un congé parental lors des premiers mois de son enfant pour des
questions de favorisation du retour dans la vie active de la mere et d'éducation des
générations futures, il reproche cependant & la motionnaire deux points de son projet.
Premierement I'imprécision quant a la teneur du congé. Celui-ci serait-il indemnisé? Et
si oui, a quelle hauteur et par qui¢ Deuxiemement, les sept sages s'inquietent des
retombées d'un tel congé sur I'économie: ils estiment le colt d'un congé parental de
six mois a entre 1418 et 1772 millions de francs. Le Conseil fédéral rappelle que suite au
postulat Fetz "Congé parental et prévoyance familale facultatifs" (11.3492) il a présenté
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DATUM: 26.09.2018
BERNADETTE FLUCKIGER

un rapport présentant huit modeles différents de congé parentaux. La solution
privilégiée jusque-la reste le développement et I'encouragement de I'accueil extra-
familial. Suite a la non réélection de Madame Trede, la motion a été reprise en
décembre 2015 par sa camarade de fraction, Sibel Arslan.

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Berufsbildung

La conseillere aux Etats Anita Fetz (ps, BS) a déposé une motion pour I'ouverture d’un
Fond en faveur d’une offensive de qualification pour formation professionnelle
initiale. La dépositaire a souligné les besoins en main d'ceuvre qualifiée et indigene, qui
découle notamment de raisons démographiques, mais aussi des votations populaires
qui visent a limiter I'immigration. Il est donc important de débloquer des fonds, afin de
stimuler la formation professionnelle initiale, I'objectif étant de faciliter I'intégration et
la réintégration professionnelle grace a des campagnes de sensibilisation, d’information
ainsi qu’une collaboration renforcée avec les cantons et les organisations du monde du
travail. Méme si le Conseil fédéral reconnait le besoin en main d’ceuvre indigene, il ne
souhaite pas centraliser les responsabilités en matiere de formation professionnelle.
Principalement pour cette raison, il a proposé de rejeter la motion. Au final, alors que la
motion avait été transmise a la Commission de la science, de |'éducation et de la
culture du Conseil des Etats (CSEC-CE), elle a finalement été retirée. ¥

Anita Fetz (sp, BS) forderte in ihrer Motion dazu auf, die héheren Fachschulen zu
starken, indem die rechtlichen Grundlagen so angepasst wirden, dass die héheren
Fachschulen mit eidgendssisch anerkannten Bildungsgdngen und ihre Abschlisse
national und international klar als Teil der schweizerischen Berufsbildung positioniert
wilrden. Dazu seien die Einfihrung eines Bezeichnungsschutzes, eidgendssische Titel,
durch den Bund unterzeichnete Diplome sowie die Moglichkeit institutioneller
Anerkennung erforderlich.

Hintergrund der Motion Fetz war die Tatsache, dass die Bezeichnung «Hohere
Fachschule» - anders als zum Beispiel die Bezeichnungen «Universitat» oder
«Fachhochschule» - an sich nicht geschitzt sind und dass die hdheren Fachschulen
keine Moglichkeit haben, sich als Institution vom Bund anerkennen zu lassen. Im
Gegensatz zu allen anderen Abschlissen der formalen Berufsbildung durfen die
Absolventinnen und Absolventen eines Diploms einer hoheren Fachschule auch nicht
den Zusatz «eidgendssisch» im Titel tragen.

Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er verwies darauf, dass nicht
Institutionen, sondern Bildungsgénge eidgendssisch anerkannt werden sollten. Die
hohere Berufsbildung sei ausgepréagt arbeitsmarktorientiert; die Anerkennung von
Bildungsinstitutionen hingegen stinde im Kontext der Hochschulen und ihrem auf
Diplomstufen bezogenen Bologna-System. Die hdéhere Berufsbildung wirde ihre
spezifische Qualitat verlieren, wirde ihre Arbeitsmarktlogik durch eine akademische
Logik ersetzt, resimierte der Bundesrat.

Der Stédnderat sprach sich entgegen der bundesratlichen Argumentation im Sommer
2018 fur die Annahme der Motion aus. Der Nationalrat hingegen schwachte den
Wortlaut der Motion in der Wintersession 2018 ab, indem er sich auf die Forderung
nach einer klaren nationalen und internationalen Positionierung beschrankte. Der
Wortlaut der Motion Fetz entsprach somit neu demjenigen einer Motion der WBK-NR
(Mo. 18.3392). Die neue Version wurde im Frihjahr 2019 auch vom Sténderat
angenommen. 8

Die WBK-NR wollte den Bundesrat mit einer eigenen Motion beauftragen, die
rechtlichen Grundlagen so anzupassen, dass die Hoheren Fachschulen mit
eidgendssisch anerkannten Bildungsgdngen und ihre Abschlisse national und
international klar als Teil der schweizerischen Berufsbildung positioniert seien.

Der Bundesrat zeigte sich bereit, die Hoheren Fachschulen hinsichtlich ihrer nationalen
und internationalen Positionierung ganzheitlich zu Uberprifen und entsprechende
Anpassungen vorzunehmen. Er sprach sich folglich fir die Annahme der Motion aus. Er
verwies auch auf die Stellungnahme zur Motion Fetz (sp, BS; Mo. 18.3240), in welcher er
dargelegt habe, dass die hdhere Berufsbildung ihre spezifische Qualitat verlieren
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MARLENE GERBER

wirde, wenn ihre Arbeitsmarktlogik durch eine akademische Logik ersetzt wirde.
Die Motion wurde vom Nationalrat im September 2018 und vom Sténderat im Marz 2019
angenommen. ¥

Hochschulen

Andrea Gmiur-Schénenberger (cvp, LU) forderte den Bundesrat auf, die ohnehin
vorhandenen Daten zum Studienerfolg von Maturandinnen und Maturanden
aufgeschliisselt nach Gymnasien verdéffentlichen zu lassen. Falls fur die richtige
Interpretation der Daten weitere Informationen der Kantone erforderlich seien, so sei
das BFS verpflichtet, diese einzuholen und ebenfalls zu publizieren. Der Bundesrat
beantragte die Ablehnung der Motion mit der Begriindung, dass das BFS keine Resultate
publizieren durfte, welche Rickschllsse auf einzelne Gymnasien zuliessen; dies ware
bei Daten zum Studienerfolg nach Gymnasium aber der Fall. Der Schutz der Befragten -
beziehungsweise der zur Verflgung gestellten Informationen - stelle fir die Kantone
eine wichtige Voraussetzung flr die Bereitschaft dar, dem BFS diese Informationen
weiterhin zu Gbermitteln.

In der nationalratlichen Debatte erdrterte Gmuir-Schonenberger, dass der Anteil der
ehemaligen Schulerinnen und Schiler, die spater einen Hochschulabschluss erreichen,
ein Qualitatsmerkmal flr ein Gymnasium darstelle. Es sei daher fir die Kantone und die
Burgerinnen und Blrger, aber auch fur die Forschung, wichtig zu erfahren, wie die
einzelnen Gymnasien hier abschnitten. Der Nationalrat nahm die Motion mit 181 zu 3
Stimmen bei 2 Enthaltungen klar an.

Im Sténderat erlauterte Anne Seydoux-Christe (cvp, JU) fir die Kommissionsmehrheit,
dass drei wichtige Punkte fir die Ablehnung der Motion spréachen. Erstens gehe es in
den Gymnasien nicht ausschliesslich um die Ausbildung zukunftiger Studentinnen und
Studenten. Zweitens spielten viele andere Faktoren - wie etwa der Bildungsgrad der
Eltern oder die Studienfachwahl - eine entscheidende Rolle fur einen allfalligen
Hochschulabschluss. Drittens stelle sich die Frage, weshalb dann nicht auch die Daten
anderer Institutionen, wie etwa der Berufsmaturitatsschulen, veréffentlicht wirden.
Fiur die Kommissionsminderheit wies Erich Ettlin (cvp, OW) darauf hin, dass die Open-
Government-Data-Strategie der Schweiz darauf abziele, ohnehin erhobene Daten zu
veroffentlichen. Zudem erorterte Ettlin, dass es auch unter den Volksschulen (Stichwort
PISA) oder unter den Hochschulen Wettbewerb gabe. Schliesslich seien diese Daten
eine essenzielle Grundlage fur die Kantone, um die Qualitat ihrer gymnasialen
Ausbildung und der einzelnen Gymnasien sicherzustellen. In der Abstimmung folgte der
Sténderat jedoch seiner Kommissionsmehrheit und lehnte die Motion mit 30 zu 10
Stimmen bei einer Enthaltung deutlich ab. *°

Medien
Radio und Fernsehen

In der Sommersession 2018 beriet der Standerat eine Motion Candinas (cvp, GR), die
Subventionen an Berg- und Randregionen von der Vergiitungspflicht befreien wollte.
In der Wintersession 2016 hatte sich der Nationalrat auf Anraten des Bundesrates dazu
entschlossen, eine abgeénderte Version der Motion anzunehmen, gemass welcher
Subventionen zur Archivierung der Programme, zur Férderung der Errichtung von
Sendernetzen aufgrund Einflhrung neuer Verbreitungstechnologien sowie zur
Aufbereitung von Sendungen flr Personen mit Horbehinderung nicht mehr léanger als
vergutungspflichtige Einnahmen gelten sollten. Hingegen wirden Einnahmen aus dem
Gebuhrenanteil nach wie vor in die Berechnung der Héhe der urheberrechtlich
geschuldeten Vergutung einfliessen und nicht - wie vom Motionéar verlangt - ebenfalls
davon ausgenommen werden. Mit 6 zu 4 Stimmen beschloss die KVF-SR, ihrem Rat zu
beantragen, der Version des Nationalrats zu folgen. Die Mehrheit der zustadndigen
Kommission hielt die abgednderte Motion fur einen austarierten Kompromiss zwischen
dem Anspruch auf Schutz geistigen Eigentums und der Sicherstellung der
Informationsversorgung in Rand- und Bergregionen. Dem Sténderat lag ferner ein von
SP- und FDP-Vertretern gestutzter Minderheitsantrag vor, der das Anliegen zur
Ablehnung empfahl und es der Schweizer Genossenschaft der Urheber und Verleger
von Musik (SUISA) und den privaten Radios Uberlassen wollte, die Vergitungspflicht zu
regeln. Zudem sei durch einen Anhang zum gemeinsamen Tarif S unterdessen eine
Forderung der Motion bereits erflllt worden (Ausnahme der Subventionierung flr
Umstellung auf DAB+). Im Rat legte Minderheitssprecherin Savary (sp, VD) ihre
Interessenbindung als Vorstandsmitglied der SUISA offen und beteuerte die Wichtigkeit

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20

22



MOTION
DATUM: 11.03.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

der Einnahmen aus der Vergltungspflicht gerade fur lokale Kinstler, weswegen diese
Einnahmen nicht zu schmélern seien. Gleichzeitig zeigte sie auch Verstandnis fur die
schwierige Situation der Radiostationen in Randregionen und beteuerte, diese
ansonsten immer zu unterstitzen. Unterstitzt wurde die Minderheitssprecherin von
Anita Fetz (sp, BS) und Ruedi Noser (fdp, ZH), die beide betonten, keinerlei
Interessenbindungen in der Musikbranche zu haben. Zum Schluss entschied der
Standerat mit 21 zu 22 Stimmen (ohne Enthaltungen) denkbar knapp zu Gunsten der
Kommissionsminderheit und erledigte den Vorstoss durch Ablehnung. *!

Presse

Im Mérz 2019 behandelte der Standerat als Zweitrat die Motion der WAK-NR, mit der
der Bundesrat beauftragt werden sollte, flir Preissenkungen bei auslédndischen
Zeitschriften in der Schweiz zu sorgen. Mit dem mit 10 zu 3 Stimmen gefassten
Entscheid schloss sich die WAK-SR dem Bundesrat an, der sich bereits nach der
Einreichung des Vorstosses gegen diesen ausgesprochen hatte. Auch argumentativ
blieb die ablehnende Kommissionsmehrheit auf der Linie des Bundesrates und teilte
die Meinung, dass regulierende Eingriffe bei den Zeitschriftenpreisen nicht mit der
Wirtschaftsfreiheit vereinbar seien. Zudem musse beachtet werden, dass die Verlage
auch Risiken zu tragen hatten, beispielsweise flr nicht verkaufte Magazine. Letztlich
fehle auch die verfassungsrechtliche Grundlage, so einen Mechanismus Uberhaupt
einfuhren zu kdnnen. Eine Kommissionsminderheit war hingegen der Ansicht, dass die
Preisunterschiede gegenlber dem Ausland zu hoch seien, um lediglich durch
unterschiedliche Kosten gerechtfertigt werden zu kénnen, und dass mit den
Aufschlagen die inlandische Kaufkraft missbrauchlich ausgenutzt werde. Sie empfahl
deswegen, den Vorstoss zu Uberweisen.

Die Mehrheit der Stéanderatinnen und Standeréate teilte letztere Meinung nicht. Mit 28 zu
13 Stimmen und einer Enthaltung verwehrte sie dem Anliegen ihre Unterstitzung. Als
vehemente Beflrworterin zeigte sich Anita Fetz (sp, BS), die von einem Missstand
sprach, der zu beheben sei; die Preispolitik sei «schlicht unansténdig». Gleichzeitig
beklagte sie die passive Haltung der WEKO und des Preisiiberwachers, jedoch auch des
Bundesrates, der sich - trotz wiederholter Vorstdsse zum gleichen Thema - gegen eine
Losungssuche sperre. Dass man nichts unternehme, liess Bundesrat Parmelin nicht
gelten. Dass die WEKO bis anhin nicht interveniert habe, hange mit der Tatsache
zusammen, dass keine Gesetzesverstdsse eingetreten seien. Weder die WEKO noch der
Preisiberwacher hatten daher die Kompetenz gehabt, in diesem Bereich aktiv zu
werden. Im Ubrigen spielte er den Ball dem Parlament zuriick, das seinerseits
entsprechende friihere Geschéafte abgelehnt habe. *
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